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Marginalien / Rezensionen

Stefan Howald

Tony Blairs New Labour und die linke Opposition

Seit Tony Blair im Juni 1994 zum Füh-

rer der britischen Labour Party gewählt
wurde, hat er die von seinen Vorgän-
gern Neil Kinnock und John Smith ein-
geleitete Modernisierung der Partei
fortgesetzt und radikalisiert. Labour
wurde zuerst zur sozialdemokratischen
Partei kontinentaleuropäischen Zu-
Schnitts und rückte dann bekanntlich
weiter nach rechts in die Mitte. Die
linke Opposition innerhalb der Partei
wurde marginalisiert oder hielt sich

vor dem Wahlkampfzurück. Nach dem

überwältigenden Wahlerfolg vom 1.

Mai 1997 setzte die Labour-Regierung
nun das Programm eines sozialdemo-
kratischen Modernisierungskurses um.
Wo aber bleibt die linke Opposition?

Eine konzise Analyse der wichtig-
sten Politiken und Köpfe im Hinblick
aufdie Machterringung bis und mit den
ersten Tagen der neuen Labour-Regie-
rung liefert das Buch von Baal Ander-
son/?Vyfa Mann. Sorgfältig dokumen-
tierend und zurückhaltend kritisch stellt
es ein unverzichtbares Quellenwerk
dar. Defizite von Blairs New Labour in
wirtschaftspolitischer und hegemonia-
1er Hinsicht analysierte schon vor den

Wahlen David Coafes, eine umfassen-
dere Kritik von traditionell linker Seite
lieferte Michael Barrat Brown zusam-
men mit dem Europarlamentarier Ken
Coafes, während Kevin Davey in ei-
nem brauchbaren Inventar alle heiklen
Probleme auflistet, mit denen Labour
in der Regierung konfrontiert sein
könnte. Als Schwachstelle identifiziert
er das wahrscheinliche Auseinander-
brechen einer heterogenen Koalition,

wenn sich die Verteilungskämpfe um
Steuergelder und politische Macht zu-
spitzen werden. "Angesichts des Feh-
lens einer wirklich gemeinsamen Visi-
on oder schnell einsetzbaren Geldes ist
es unwahrscheinlich, dass Labours so-
ziale Partner - die Mittelschichten im
englischen Kernland, Wirtschaftskrei-
se, Gewerkschaften, die Arbeitslosen
und die jugendlichen Bewegten der Do-
it-Yourself-Politik - allzu lange eine

geeinte Nation bleiben. Ebenso wer-
den Spannungen zwischen Labours Ii-
bertären Traditionen und der neuen Be-

tonung aufVerantwortlichkeit undVer-
pflichtung entstehen." (S.97)

Martin Jacques, ein langjähriger
Vorreiter einer Modernisierung der
Labour Party, warnte noch vor den

Wahlen, Blair schiesse sich auf die
falschen Gegner ein - Gewerkschaf-
ten, alleinerziehende Mütter, jugendli-
che Fahrende - und werde allzu ver-
traulich mit der Wirtschaft; eine Be-
fürchtung, die auch von Jeremy Gilbert
nach den ersten Regierungstagen ge-
teilt wird. Selbst Will J/utton, dessen

Buch "The State We're In" mit seiner
linksliberalen Kritik am Thatcherismus
Blair wesentlich beeinflusst hatte, sah

sich im jüngsten Werk "The State To
Come" schon veranlasst, Blair davor
zu warnen, sich von den Sirenenklän-

gen zum Abbau des Staates allzu stark
verführen zu lassen. Im übrigen ist
Huttons Konzept der Stakeholder so-

ciety, des Ausbaus demokratischer
Teilhabe in allen Gesellschaftsberei-
chen, mit dem Blair ein paar Monate
lang intellektuell liebäugelte, seit der
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Wahl aus allen Verlautbarungen ver-
schwunden.

Politisch am aufsehenerregendsten
ist Blairs Mischung von neoliberalem
Wirtschaftskonzept und christlichkon-
servativem Engagement nach dem

Wahlsieg vom ehemaligen stellvertre-
tenden ParteiVorsitzenden Roy /feters-
ley attackiert worden. Hattersley ge-
hörte unter Neil Kinnock zum rechten

Labour-Flügel, er unterstützte und un-
terstützt den Ausschluss militanterLin-
ker aus der Partei und die Preisgabe des

Ziels einer sozialistischen Alternative
in der Wirtschaftspolitik. Seine Attak-
ke auf New Labour hat auch persönli-
che Gründe eines ins House of Lords
abgeschobenen Elder statesman. Den-
noch erinnert sie an ein grundsätzli-
ches Postulat: Wie steht es mit der

Umverteilung des Reichtums und mit
gesellschaftlicher Gleichheit? Hatters-
ley wirft Blair vor, den Anspruch auf
eine egalitärere und gerechtere Gesell-
schaft völlig aufgegeben zu haben. Der
Verzicht auf Steuererhöhungen sank-
tioniere die Umverteilung des Reich-
turns von den Armen zu den Reichen,
wie sie unter dem Thatcherismus ge-
schehen sei, und ignoriere drängende
soziale Missstände. Jede der drei bis-
herigen Labour-Regierungen seit dem
Zweiten Weltkrieg sei mit Massnah-
men gestartet, um besonders Benach-
teiligte zu unterstützen. Nur Blair habe

darauf verzichtet.
Als besonders anstössig greift Hat-

tersley in der bisherigen Regierungs-
politik die fraglose Akzeptanz eines

flexiblen Arbeitsmarktes und einer
Schul- und Bildungspolitik heraus, die
die Klassenspaltung zementiere. Er
folgert: "Blairs Regierung ist in man-
eher Hinsicht bewundernswert. Aber
sie ist keine Kraft, die sich für Gleich-
heit einsetzt. Diese ideologische Apo-
stasie hat uns Vertreter der Gleichheit

von der Verpflichtung befreit, die Re-

gierung in allem zu unterstützen, was
sie tut." Mit dieser Position wurde Hat-
tersley mittlerweile zum unerwarteten
Wortführer der traditionellen Linken
innerhalb und ausserhalb von Labour.
Unterstützt wird er beispielsweise von

Livingstone, der in einer Kampf-
wähl überraschend in den Parteivor-
stand gewählt wurde und sich als Füh-
rer der linken Opposition im Unterhaus
zu profilieren sucht. Seine Programm-
punkte einer 'neuen linken Koalition'
würden auf dem Kontinent allerdings
eher den Grünen als einer linken Sozi-
aldemokratie zugerechnet: entschiede-

nere Europa-Sympathie, mehr politi-
sehe Dezentralisierung, stärkere Ge-

wichtung ökologischer Anliegen.
Livingstone unterstützt die offizielle
Linie, die Steuern nicht zu erhöhen,
schlägt aber eine Umverteilung vom
Verteidigungshaushalt zum Sozialbud-

get vor.
Spezielle Aufmerksamkeit hat Blairs

Versuch eines neuen Moralismus ge-
funden, etwa bei der Politologin Sora/t
Benfon. Blairs strategisches Ziel, die

Erwartungen zu senken, um eine grund-
sätzliche Erwartungshaltung zu bre-
chen, die den Staat als mehr oder weni-

ger effizienten Versorgungsapparat
akzeptiert, beurteilt Benton vorsichtig
positiv, weil damit eine Lehre aus dem

populären Erfolg des Thatcherismus

gezogen werde. Moralische Aufrufe an
die Stelle gestrichener Sozialleistun-

gen zu setzen, genüge allerdings nicht;
vor allem stehe dies auch im krassen

Widerspruch zum erklärten Ziel, die

Selbständigkeit der Leute zu unterstüt-
zen. Blairs Moralismus zwinge den
Leuten harte Entscheide auf, ohne ih-
nen die Mittel in die Hand zu geben,
eigene Urteile zu fällen und eigenver-
antwortliche Politik zu betreiben. Nur
durch lokale Mitbestimmung sei das
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Vertrauen in einen Staat zurückzuge-
winnen, den man selber mittrage.

Ähnliche Überlegungen stelltMicÄa-
eZ JacoAs an, der neue Generaldirektor
der Fabian Society. Die Fabian Society,
einst von George Bernard Shaw als Vor-
läuferin der Labour Party mitgegrün-
det, später ein eigenständiger, aber La-
bour angeschlossener linker Debattier-
club, ist in den letzten Jahren von neuen
think tanks wie "Demos" an Bedeutung
übertroffen worden. Nachdem Demos
und dessen Direktor Geoff Mulgan in
die Regierungsmaschinerie eingebun-
den worden sind, versucht sich die Fabi-
an Society neu zu profilieren. Jacobs
unterscheidet zwei mögliche Interpre-
tationen des Blair'-schen Projekts. Die
"oberflächliche" Interpretation sieht in
New Labour nur eine Wahlmaschine-
rie, die dank einem Ruck nach rechts die
Mittelschichten für sich gewinnen konn-
te und die nun darauf abzielen muss,
diese Wählerschichten mit allen mögli-
chen Zugeständnissen bei der Stange zu
halten. Eine "grundsätzlichere" Inter-
pretation billigt Blair zu, strategisch auf
weitreichende Veränderungen der bri-
tischen Gesellschaft zu reagieren. Ja-
cobs diskutiert diese beiden Interpréta-
tionen an drei zentralen Politikberei-
chen, wobei er sie zugleich als Inter-
ventionsmöglichkeiten begreift und
eine Mitte-Links-Koalition dazu auf-
ruft, der "grundsätzlicheren" Interpre-
tation zum realpolitischen Durchbruch
zu verhelfen.

In der Wirtschaft plädiert er für eine

Stärkung der westlichen Wirtschaft
gegen das ökonomische und soziale

Dumping der Tigerökonomien. Das
setze eine Zusammenarbeit mit jenen
Multinationalen "mit progressiver Hai-
tung" voraus. Zur Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit sei kein Rückgriff auf
die veralteten Schwerindustrien mög-
lieh, sondern ein Programm staatlicher

Anreize in den neuen Dienstleistungs-
industrien nötig. Den Verzicht auf Steu-

ererhöhungen sieht er als Chance, das

zerstörte Vertrauen zwischen Staat und
Bürgerinnen und Bürgern wieder her-
zustellen. "Jedes längerfristige Pro-

gramm sozialen Wiederaufbaus muss
zuerst das öffentliche Vertrauen in die
staatlichen Instanzen zurückgewin-
nen". Schliesslich könne auch der Ver-
such, eine neue Identität für das eupho-
risch propagierte 'New Britain' zu
schaffen, als Reaktion auf geänderte
soziale Verhältnisse begriffen werden.
Dem gegenwärtigen Individualismus
sei nicht mit dem Rückgriff auf über-
holte Klassensolidarität zu begegnen,
sondern mit dem Aufbau eines neuen
gesellschaftsreformerischen Zugehö-
rigkeitsgefühls. Jacobs betont, dass

solche unterschiedlichen Interpretatio-
nen nicht allein der Führungsgruppe
um Blair zugeschrieben und damit zum
Entscheid überlassen werden könnten,
sondern in breiter Debatte ausdisku-
tiert werden sollten.

Jacobs Ansatz ist interessant, weil er
die Ambivalenzen im New Labour-Dis-
kurs deutlich herausarbeitet. Diese las-

sen sich an Blairs grosser Rede vom 30.

September 1997 am Labour-Parteitag
in Brighton illustrieren. Blair versucht
sein Bündnis verschiedener sozialer
Partner immer wieder auch sprachlich
in populistische Kompromissformeln
einzukleiden. Bereits berüchtigt ist der
Satz, Labour sei "tough on crime, and

tough on the causes of crime" (Man
gehe hart gegen die Kriminalität und
hart gegen die Ursachen der Kriminali-
tät vor!). Die neueste Rede steckt vol-
1er solcher Kompromissformeln: "Old
British values, but a new confidence"
(Alte britische Werte, aber ein neues
Selbstvertrauen), „Hhigh ideals and
hard choices" (Hohe Ideale und harte

Entscheidungen) oder das zentrale
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„Compassion with a hard edge" (Mit-
gefiihl mit einer harten Kante). Diese
Konstruktionen lassen Raum für unter-
schiedliche Betonungen: Einmal steht
mehr das Mitgefühl, ein andermal das

harte Durchgreifen im Vordergrund.
Über allem steht die Forderung einer

durchgehenden Modernisierung aller
Gesellschaftsbereiche. Sie gerät frei-
lieh in Widerspruch mit bestimmten
Moralwerten, etwa der Betonung der
Familie. Blair versucht den Wider-
spruch rhetorisch zu kleistern, wenn er
die Auflösung von Familienstrukturen
nicht verkennt - und zugleich abwehrt.
„Attitudes have changed. The world
has changed, but I am a modern man
leading a modern country and this is a

modern crisis." Diese Ambivalenz aus-
sert sich selbst in jener kuriosen Meta-
pher, die er nicht weniger als achtmal
in seiner Rede gebrauchte, als er seine

Landsleute dazu aufrief, Grossbritan-
nien zum "beacon of the world" zu
machen. Ein "beacon" kann einen pa-
triotisch anheimelnden Leuchtturm
meinen, aber er kann auch das techno-
logisch avancierte Funkfeuer einer
Radiostation bezeichnen und damit an
den so oft wie hohl beschworenen An-
schluss an den Superhighway anknüp-
fen. In welche Richtung sich die Real-

politik der neuen Labour-Regierung in
solchen Ambivalenzen durchsetzen
wird, hängt auch davon ab, wie sich die

versprengte Linke innerhalb und aus-
serhalb der Labour Party geltend zu
machen vermag. Dazu gehört auch,
dass die vor allem als Geldspender für
die Labour Party fungierenden Ge-
werkschaften wieder mehr Gehör fin-
den. Der nächstens erwartete Vorschlag
für einen gesetzlichen Minimallohn
wird hier die erste Bewährungsprobe
sein.

Zur ersten heftigen parteiinternen
Auseinandersetzung haben sich hinge-

gen die neuen Massnahmen in der So-

zialpolitik entwickelt. Das aus den USA
übernommene Welfare-to-work-Kon-
zept sieht vor, den Sozialstaat zu entla-
sten, indem mehr Leute in den Arbeits-
prozess integriert werden. Umstritten
sind freilich die Massnahmen mit de-

nen das erreicht werden soll. Ein söge-
nannter New Deal für Langzeitarbeits-
lose und jugendliche Arbeitslose, der
im April 1998 anläuft, stellt einerseits
Gelder für Ausbildung und Kurzzeit-
Arbeitsplätze zur Verfügung, ver-
schärft aber andererseits den Druck auf
die Arbeitslosen. Die Weigerung vor-
handene Angebote anzunehmen, wird
zur temporären Streichung von Sozial-
leistungen führen. Das Prinzip soll suk-
zessive auf weitere Gruppen von Sozi-
alhilfeempfängern ausgedehnt werden,
wobei die Labour-Regierung mit allem
rhetorischem Aufwand zu vermeiden
versucht, von einem Zwang zur Arbeit
zu sprechen.

In diese Richtung zielende Vorschlä-
ge für alleinerziehende Mütter, gekop-
pelt mit einem einst von den Konserva-
tiven vorgeschlagenen Abbau der
entsprechenden Sozialleistungen, ha-
ben jetzt schon zur ersten offenen Re-
volte in der Labour Party geführt. Trotz
striktem Fraktionszwang und Aus-
schlussdrohungen stimmten am 11.

Dezember47 Labour-Parlamentarierln-
nen gegen die Sparpolitik der eigenen
Regierung, die mit der Unterstützung
der Konservativen die Kindergeldkür-
zungen durchgesetzt hat; ein Minister
und zwei unbezahlte Parlamentarische
Sekretäre der Regierung traten zurück,
eine weitere Beraterin wurde entlas-
sen. Weil auch die öffentliche Mei-
nung gegen diese Massnahmen war,
sieht die Labour-Linke in der Rebelli-
on eine mögliche Kehrtwende im
Kampf gegen Blairs Marsch ins kon-
servative Lager.
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Erwin Lane: Sozialdemokratie in der
Krise. Zwischen ökonomischer Glo-
balisierung und gesellschaftlicher Ato-
misierung. Promedia Wien, 1996 (220
S., Fr. 29.80)

„Wer eine militaristische reaktionäre
Politik mitverfolgt, wer keine Vorstel-
lungskraft für eine friedliche, gerechte
Gesellschaft entwickeln kann, der ist
in demokratischer Diskussion auf den
Prüfstein zu bringen, auch wenn er sich
sozialdemokratisch oder sozialistisch
nennt." (S. 238) Mit diesen Worten
unterstrich Erwin Lanc anlässlich ei-
ner Buchpräsentation im Wiener Ar-
beiterbezirk Simmering die Gründe
seiner Streitschrift. Lanc war ein Jahr-
zehnt lang Innen-, Aussen- und Ver-
kehrsminister unter der Regierung Bru-
no Kreisky und hatte sich in den 70er
Jahren als „linkes Gewissen" der SPÖ

Gehör verschafft. Der über Österreich
hinaus bekannte Kritiker von gesell-

schaftlichen Entideologisierungsten-
denzen fragt in seinem neuen Buch
„Sozialdemokratie in der Krise" nach
den strukturellen Hintergründen des so-
zialdemokratischen Kraftverlustes in
Österreich und beginnt mit einem Re-
kurs auf die Sozialdemokratie im Spie-
gel ihrer Programme und auf die Ge-
schichte der Sozialistischen Interna-
tionale.

In den 90er Jahren sind, so Lanc, die
europäischen Sozialdemokratien in
eine Schere zwischen technischem
Fortschritt und Standortkonkurrenz
geraten, die den Parteien ihre Ideologie
und damit ihr Profil gekostet hat. Die
Digitalisierung der Produktion in den
Zentren hat zu einer Isolierung des

Arbeitsplatzes geführt, was wiederum
Entsolidarisierung als Folge zeitigt. An
der jahrzehntelang bewährten key-
nesianischen Beteiligungspolitik sind
die führenden Kapitalfraktionen nicht
mehr interessiert. Jenseits des sozial-
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partnerschaftlichen, fordistischen Mo-
dells geht es ihnen jetzt einzig und
allein um das Bestehen im weltweiten
Konkurrenzkampf der Standorte. Sozi-
aldemokratie miisste sich dieser struk-
turellen Neuordnung im Verhältnis von
Kapital und Arbeit bewusst werden und
statt dem hoffnungslosen Drängen auf
ein Kapitalbündnis um jeden Preis ei-

gene gesellschaftliche Akzente setzen,
indem sie sich auf ihre historischen
Wurzeln besinnt.

Enttäuscht konstatiert Lanc, dass vie-
le Sozialdemokraten und Gewerk-
schaftler mit ihrem unkritischen EU-
Engagement den „Internationalismus"
aufgegeben haben. Er begreift nämlich
die Arbeiterbewegung seit je als inter-
nationale Bewegung. Die starke Orien-
tierung seiner Analyse auf den Nord-
Süd-Konflikt, das Erkennen der struk-
turellen Disparität zwischen Zentren
und Peripherien entspricht seiner Welt-
sieht. Soziale Visionen im Weltmass-
stab sind freilich schwerer zu denken
als EU-zentrierte Kritiken der Globali-
sierung. Wer wie Lanc den Weltmarkt
als treibenden Faktor der sozialen Un-
gleichgewichte und wirtschaftlichen
Ungleichzeitigkeiten erkannt hat, kann
die Augen vor den gesellschaftlichen
Konsequenzen der ökonomischen Glo-
balisierung nicht verschliessen. Sein
inhaltlich grösstes Verdienst: die Ana-
lyse des US-amerikanischen Soziolo-

gen und Historikers Immanuel Waller-
stein für einen neuen sozialdemokrati-
sehen Diskurs aufgearbeitet zu haben.

Die drei regionalen Machtblöcke
USA, Japan und Europäische Union,
die weltwirtschaftlich miteinander im
unerbittlichen Wettbewerb stehen, tra-

gen den Konkurrenzkampf, regional
gesehen, auf dem Rücken des Südens

und, sozial gesehen, auf Kosten der
Armen in den Zentren und den Peri-
pherien aus. „Was uns diesbezüglich

erwartet, nennen die einen das wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Cha-

os, die anderen die absolute Freiheit."
Lanc lässt keine Zweifel offen, auf
wessen Seite er steht.

Der „ökonomischen Globalisierung"
auf der Ebene des Weltmarktes stellt
der Autor die „gesellschaftliche Ato-
misierung" auf den lokalen Arbeits-
märkten gegenüber, die der Soziaide-
mokratie an das Fundament ihres An-
spruchs als Arbeiterpartei geht. Mit
scharfem Auge des Finanzfachmanns
hat der langjährige Politiker beobach-
tet, dass und wie gesellschaftliche Ver-
änderungen die Solidarität als Basis
einer sozialen Kraft erschüttert haben.

„Die demographischen Wandlungspro-
zesse sind nicht mehr zu übersehen...
Die Bevölkerungspyramide wird an der
Basis immer schmäler, die Spitze im-
mer höher und breiter. Gleichzeitig ist
eine Polarisierung der Lebensformen
erkennbar. In zwei Jahrzehnten ist die
Bevölkerung in Gesamtdeutschland um
7 Prozent, die Anzahl der Privathaus-
halte aber um 28 Prozent gewachsen."
(S. 63) Singles und einsame Alte wer-
den mehr. Und die "Pluralisierung der
Lebensform wird vielfach mit Verlust
an Gemeinschaft und mit wachsender
sozialer Isolierung gleichgesetzt." Er-
win Lanc unterstreicht dies, nicht ohne
der Sozialdemokratie der 70er Jahre

nachträglich eine gehörige Mitschuld
an dieser Entwicklung zuzuweisen. Die
sozialdemokratische Wählerschaft sei

relativ gedankenlos in die „Konsumati-
onsgesellschaft" geführt worden, was

zu einer Kommodifizierung aller Le-
bensbereiche beigetragen hat - eine der

hauptsächlichen Ursachen für die so-
ziale Vereinsamung. Pädagogische Di-
mensionen von Sozialreform und Bür-
gererziehung wurden vernachlässigt.

Nach dem Scheitern des Keynesia-
nismus genügen für die Zukunft der
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Sozialdemokratie „Regierungsgewalt
und parlamentarische Stärke allein" (S.
204) nicht mehr. Und so setzt sich auch
Lanc mit dem Arbeitsbegriff auseinan-
der, bringt feministisch-hausfrauisti-
sehe Positionen ein, indem er die Lohn-
arbeit nur als Teil der gesamten not-
wendigen Arbeit anerkennt und be-

schäftigt sich mit den geänderten Er-
werbsläufen junger Angestellter, die
„einen Trend zur Diskontinuität" auf-
weisen. Mit drastischen Worten wehrt
sich Lanc gegen die Parole, wonach der
Gesellschaft die Arbeit ausginge, und

grenzt sich von André Gorz („Abschied
vom Proletariat") und von Jeremy Rif-
kin („Das Ende der Arbeit") ab.

Was Lanc mit seiner Bilanz - für
manche überraschend - nicht betreibt,
ist der endgültige Bruch mit der Sozial-
demokratie. Stattdessen fordert er die

Rückgewinnung des politischen Pri-
mats über ökonomische Prozesse. Aber
ein dafür neues „Modell" einer ökolo-
gischen und „gesellschaftsreformeri-
sehen Sozialdemokratie" fürs 21. Jahr-
hundert wird nicht vorgeschlagen,
ebensowenig neue Sozialstaatmodelle.
Lanc diagnostiziert zumeist ganz im
Sinne seines doppeldeutigen Buchti-
tels: „Sozialdemokratie in der Krise."

Hannes Hofbauer

Hans-Jürgen Bieling
Kommunitaristische Gemeinschaftsmoral.
Zu Etzionis Verantwortungsgesellschaft

Parallel zur Globalisierungsdebatte
boomt nun auch in Westeuropa die
kommunitaristische Diskussion. Dies
gilt weniger für die sozial- und moral-
philosophischen Kontroversen im en-

geren Sinne, deren Potential allmäh-
lieh erschöpft scheint. Aus der Front-
Stellung von Liberalismus und Kom-
munitarismus, d.h. von Atomismus/
Holismus, Individualismus/Kollekti-
vismus, Universalismus/Partikularis-
mus etc. lassen sich kaum mehr zün-
dende Ideen gewinnen; und auch die
allgemeine Frage nach den moralischen
Grundlagen der Gesellschaft (Honneth
1995) findet bislang nur sporadischen
Eingang in die öffentliche Debatte.

Augenscheinlich hat der Erfolg des

Kommunitarismus jenseits der engen
fachphilosophischen Auseinanderset-

zungen andere Ursachen: Sein Voka-
bular, aber auch seine Fragestellungen

und Problemdiagnosen sind vielfach
anschlussfähig.

Mittlerweile ist es kaum mehr über-
trieben, vom Kommunitarismus als ei-
ner breiten, wenngleich sehr dispara-
ten Intellektuellen-Bewegung zu spre-
chen. Nicht nur in der Soziologie und
Politikwissenschaft werden die kom-
munitaristischen Ideen verstärkt rezi-
piert (Giddens 1995; Joas 1997;Willke
1997). Sie durchtränken auch zuneh-
mend die Debatten der politischen Jour-
nale und des Feuilletons. Gleiches gilt
im übrigen für die parteipolitische Pro-
grammatik und Praxis; viele Initiati-
ven führender Politiker (von Clinton,
Gore, Delors, Blair und Scharping über
Fischer bis zu Biedenkopf und Kohl)
sind kommunitarisch inspiriert. Vor
allem Sozialdemokraten erblicken in
der Revitalisierung gemeinschaftlicher
Bindungen und Werte neue Möglich-

WIDERSPRUCH - 34/97 179



keiten für ihre Strategie der Politikver-
marktung.

Trotz der augenscheinlichen Publi-
zität des Kommunitarismus werden
viele Probleme im Spannungsfeld zwi-
sehen Staat und Individuum in einer
kommunitaristischen Soziologie der
Tugend eher reproduziert als gelöst.
Offensichtlich weist der Kommunita-
rismus einen kulturalistischen bias auf.
Dieser manifestiert sich sowohl in den

gesellschaftstheoretischen Überlegun-

gen, insbesondere in der Krisen- zzzz/Z

ZeifzZiagnose, als auch in den daraus

abgeleiteten poZz'fiscZzen ScZzZzzss/oZge-

rangen. Sicherlich trifft diese Kritik
nicht alle kommunitaristischen Schrif-
ten in gleichem Masse, wohl aber die
Positionen von Amz'fni £Yziozzi, eines
der bekanntesten kommunitaristischen
Vorkämpfer und Wortführer. Der Pro-
fessor der George-Washington-Uni-
versity und der Harvard Business
School initiierte das „communitarian
network", gründete die Zeitschrift „The
Responsive Community" und beteilig-
te sich federführend am „Manifest ame-
rikanischer Kommunitarier" (1994).
Seine Bücher drängen in kurzen Ab-
ständen auf den Markt und werden
schnellstens ins Deutsche übersetzt.
Nach „Jenseits des Egoismus-Prinzips"
(1994) und der „Entdeckung des Ge-
meinwesens" (1995) folgt nun „Die
Verantwortungsgesellschaft" (1997),
in der er stärker grundlagentheoretisch
argumentiert. Ihm geht es dabei weni-
ger um weitere politisch-programmati-
sehe Zuspitzungen, als vielmehr um
deren Einbettung in ein „allgemeines
Paradigma für eine Soziologie der Tu-
gend" (ebd., 20), deren Hauptgedan-
ken sich vor allem um eine neue ange-
messene Balance von Persönlichkeits-
rechten (individueller Autonomie) und
Verpflichtungen gegenüber der Ge-
meinschaft (sozialer Ordnung) drehen.

Analog zu dieser Unterscheidung
vertritt Etzioni einen gemässigten
Kommunitarismus, dessen Denken er
„jenseits vom üblichen Links-Rechts-
Schema" (ebd.,29) verortet. So grenzt
er sich nicht nur gegenüber dem libera-
Zen /neZzvzeZMaZismzzs ab, der einseitig
die individuellen Wahlfreiheiten her-
vorhebt, sondern auch gegenüber sozi-
aZkonservtzfiven OrrZnnngsZziifera, die
der individuellen Autonomie keinen
Raum lassen. Im Ausgleich beider Per-

spektiven spielt für Etzioni der Begriff
der Verantwortzzng eine zentrale Rolle.
Verantwortungsbereitschaft, d.h. die
/reivWZZzge Selbstverpflichtung autono-
mer Individuen, gilt ihm als wichtige
Ressource der sozial-moralischen In-
frastruktur moderner Gesellschaften.
Nur wenn sich die Individuen aktiv in
Gemeinschaftsbelange einbringen,
können sich tragfähige Bindungen, d.h.
ein kommunitärer Wertehorizont und
sozialer Konsens reproduzieren. Ein
intaktes Gemeinschaftsgefüge (Fami-
lie, Schule, Nachbarschaft etc.) ist wie-
derum sowohl für die individuelle Au-
tonomie als auch für die soziale Ord-

nung essentiell, da es zwischen beiden
eine komplementäre bzw. symbiotische
Beziehung garantiert. Wenn allerdings
die „individuelle Autonomie" oder die
„soziale Ordnung" überbetont wird,
droht die Logik des Null-Summen-
Spiels, in der eines der beiden Prinzipi-
en verliert (ebd., 63ff). „Eine Gesell-
schaft hat drei Standbeine - Staat,
Markt, Gemeinschaft", sagte er in ei-
nem Interview (Frankfurter Rund-
schau, 10.11.97). „Wir haben zuviel
Staat... Andererseits besitzt der Markt
in den USA zuviel Freiheit, die Ge-
meinschaft ist vernachlässigt worden."

Der weitere Argumentationsgang im
Buch beleuchtet dann aus historischer,
soziologischer, philosophischer und
auch aus politischer Perspektive unter-
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schiedliche Aspekte eines ausgewoge-
nen Gleichgewichts und die Notwen-
digkeiteinerverantwortungsbewussten
Moral. Erst gegen Ende des Buchs,
wenn Etzioni die Kriterien für die Fest-

legung gemeinschaftlicher Grundwer-
te (die sozial vererbten, selbsteviden-
ten moralischen Vorstellungen: demo-
kratisches Engagement, Toleranz und

gegenseitige Achtung, Versöhnungs-
bereitschaft etc.) diskutiert, deuten sich

neue Akzentsetzungen an. Im Unter-
schied zum kulturellen Relativismus
einiger anderer Kommunitaristen (so
z.B. Walzer 1994) sucht er offen den
Anschluss an gesellschaftsübergreifen-
de moralische „Dialoge". Zum einen
betont er dabei, dass nicht, wie im Fall
der Religion, die Herkunft, sondern die

Begründung der Werte entscheidend
ist (Etzioni 1997, 299). In gewisser
Weise adaptiert er damit einen Grund-
gedanken der liberalen Diskurstheorie,
bezieht ihn jedoch nicht aufprozedura-
le Verfahren, sondern auf substanziali-
sierte Werte. Zum anderen verweist er
auf die Chancen und realen Bezugs-
punkte eines weltweiten moralischen
Dialogs (ebd., 300ff): die universellen
Sozialisationserfahrungen (z.B. Für-
sorge) und die Ausbreitung moderner

Informationstechnologien.

Vordergründig lässt sich dem kommu-
nitaristischen Plädoyer für mehr Ge-

meinschaftsorientierung einiges abge-
Winnen, ist die allseits beklagte Erosi-
on gemeinschaftlicher Werte infolge
des neoliberalen Siegeszugs doch mehr
als offensichtlich. Die diesbezügliche
Krisen- und Zeitdiagnose ist allerdings
höchst defizitär. Generell stehen die
kulturellen Ausformungen und Konse-

quenzen eines exzessiven Individua-
lismus im Vordergrund. Zwar sprechen
einige Kommunitaristen (z.B. Barber
1996; Bellah u.a. 1987 und 1992; Tay-

lor 1994 oder auch Walzer 1992) die
Problematik des enf/esseZten kapifa/i-
sfiscZ/en Marktes offen an, ohne jedoch
die Dynamiken der sozialen Spaltungs-
und Ausgrenzungsprozesse eingehen-
der zu analysieren. Etzioni erwähnt
derartige Entwicklungen nur sehr spo-
radisch am Rande. Entsprechend redu-
ziert er die neoliberale Transformation
der Gesellschaft fast ausschliesslich auf
ihre soziokulturellen Aspekte. Dies
geht so weit, dass ihm der exzessive
Individualismus schlicht als modifi-
zierte Verlängerung der emanzipativen
liberalen Kultur der 60er und 70er Jah-

re erscheint (Etzioni 1997, 99ff).
Diesem kulturalistischen Blick ent-

spricht ein verkürztes Verständnis von
„Gesellschaft", der gesellschaftlichen
Entwicklung. Deren Bewertung be-
misst sich primär am Verhältnis von
individueller Autonomie und individu-
eilen Anrechten einerseits sowie dem

gesellschaftlichen Ordnungsgrad und

gemeinschaftlichen Pflichten auf der
anderen Seite. Um wessen Freiheiten,
Rechte und Pflichten es sich jeweils
handelt, und welches Ordnungsgefüge
gefragt ist, deutet Etzioni nur von Fall
zu Fall in bezug auf die jeweiligen
gemeinschaftlichen Werte an. Fragen
der (Chancen-)Gleichheit werden in
diesem Sinne als abgeleitet und nach-

rangig behandelt (ebd., 319). Wie für
viele andere Kommunitaristen sind die

gesellschaftlichen Hierarchien, d.h.
Macht- und Herrschaftsverhältnisse
und die Strukturen gesellschaftlicher
Ausbeutung wie sozialer Ausgrenzung
wenig relevant. Die sozialen Problem-
lagen (Arbeitslosigkeit, verschärfte
soziale Ungleichheiten, Armut, Aus-
grenzung etc.), die in Analysen des

kapitalistischen Umbruchs im Vorder-
grund stehen, werden fast durchweg
ignoriert. Die Kritik des exzessiven
Individualismus ist von daher gesell-

WIDERSPRUCH - 34/97 181



schaftsstrukturell nur schwach veran-
kert. In gewisser Weise reproduziert
der Kommunitarismus damit den Kul-
turalismus der postmodernen Welt-
sieht, gibt ihr allerdings eine kulturpes-
simistische Stossrichtung. Denn wäh-
rend Theoretiker der Postmoderne wie
z.B. Lyotard (1986) die Auflösung tra-
dierter gemeinschaftlicher Bindungen
als Frei'Aeifsgew/nn begrüssen, bekla-

gen die Vertreter des Kommunitaris-
mus die gleiche Entwicklung als Wer-
tcver/wsf und mcmgeZnc/en Gemein-
•schö/tas/wn.

Doch allmählich ist Entwarnung ange-
sagt. Nach Etzioni wird der exzessive
Individualismus in den 90er Jahren
wieder in seine Schranken gewiesen.
Derzeit schwingt das PeneZe/ von den

individualistischen Freiheitsrechten
wieder zurück zu den gemeinschaftli-
chen Verantwortungsgefühlen, Pflich-
ten und Ordnungsvorstellungen. Vor
allem sozialdemokratische Parteien
geben sich in diesem Kontext zuneh-
mend einen kommunitaristischen An-
strich. Dies hat mehrere Gründe, zwei
fallen jedoch besonders ins Auge: Zum
einen gilt das sozialdemokratische „Big
Gover/jmenr" nicht mehr als zeitge-
mäss, d.h. als zu bürokratisch und zu
teuer. Im Zeitalter der Globalisierung
und Beschäftigungskrise erfolgt daher
der Abschied von den Projekten der

Vollbeschäftigung und des wohlfahrts-
staatlichen Ausbaus (Anderson 1994).
Zum anderen schwindet auch die At-
traktivität der «eo//hera/en Fo/Zf/h cur-
/esse/fer Mörfcrtrö/fe. Der soziale und
ökologische Problemstau wächst wei-
ter an, während die soziale Kohäsion
erodiert und die gesellschaftlichen Res-

sourcen aufgezehrt werden. Um dem

entgegenzuwirken, wenden sich immer
mehr Politiker dem vernachlässigten
Dritten zu, der „Gemeinschaft". Funk-

tionierende Gemeinschaften (Familie,
Kirche, Vereine etc.) würden als „mo-
raiische Kraft" (Etzioni 1997, 245)
nämlich nicht nur eine kostengünstige
und bürgernahe Politik ermöglichen,
sondern können auch in der Standort-
konkurrenz wiederholt als Quelle ge-
sellschaftlicher Werte, Sinnstiftungen,
Identitäten beschworen werden.

Was zunächst noch als Bollwerk ge-
gen den staatlichen Zentralismus wie

gegen die Marktherrschaft erscheint,
kann also durchaus in deren sozialmo-
raiische Unterfütterung umschlagen.
Dies muss keineswegs zwangsläufig
geschehen, doch bereits die US-ameri-
kanische Praxis, zukünftig möglicher-
weise auch die britische, mahnt zur
Vorsicht (Smith 1997). So hat Clinton
die von Etzioni proklamierte morali-
sehe Erneuerung von Gemeinschaft
und Familie begierig aufgegriffen, um
sie zugleich mit sozialpolitischen Kür-
Zungsprogrammen und „Workfare"-
Strategien zu verknüpfen.

Eigentlich ist das wenig verwunder-
lieh. Denn genauer betrachtet handelt
es sich bei der kommunitaristischen
Programmatik um wenig mehr als um
eine moderatere Fassung neokonser-
vativer Grundsätze. Ob es um die Er-
Ziehung in Familie und Schule, um
politische Partizipation, um die Rege-
lung gemeinschaftlicher Angelegen-
heiten oder um öffentliche Institutio-
nen (z.B. die Gesundheitsversorgung)
geht, immer wieder unterliegt den un-
terbreiteten Vorschlägen ein mora//-
.scher Kon/ormi/cta/racAi. Erzeugt wird
dieser nicht nur über die substanziali-
sierten Werte und die mit ihnen über-
einstimmenden konkreten Lebenswei-
sen. Auch die über den „Gemeinsinn"
generierte Blockwartmentalität fügt
sich in dieses Bild. Vieles, was sich
zunächst noch als Ausdruck einer ge-
steigerten sozialen Verantwortung prä-
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sentiert, schlägt nur allzuleicht in ein
kommunitär dezentralisiertes System
von Stra/e, Depression wnd sozialer
Do/rfroZZe um.

Dieser von W. Fach 1992) gegen R.

N. Bellah u.a. (1987) formulierte Ein-
wand kann auch gegen Etzioni vorge-
bracht werden. Zwar bestreitet dieser
unter Berufung auf liberale und demo-
kratische Werte die Gefahr einer kom-
munitaristischen Sozialhygiene und
eines Tugendterrors (Etzioni 1997,
177ff), kann jedoch die Bedenken, sei-

ne vage Terminologie grenze sich nicht
ab von Diskursen - freilich selbstorga-
nisierter - autoritärer Gemeinschaften,
nicht überzeugend ausräumen. Nicht
nur, dass beispielsweise der Begriff
der Verantwortung wiederholt mit dem
der Verpflichtung verschmilzt. Be-
denklicher noch stimmen seine kon-
kreten Anregungen, z.B. in Fragen der

Kriminalitätsbekämpfung. Ob sich
über Formen des „Crime watch" (Et-
zioni 1997a), ein Modell der nachbar-
schaftlichen Bürger-Kontrolle von Be-
sitz und Eigentum, das sich operativ
auch auf Massnahmen der sozialen
Stigmatisierung und Diskriminierung
stützt, wirklich ein Klima der gesell-
schaftlichen Toleranz entwickelt,
scheint doch höchst fraglich.

Eigentlich verfügt dieser Kommuni-
tarismus nur bruchstückhaft über eine
Vision der gesellschaftlichen Trans-
formation. Die sozialmoralische Er-

neuerung wertintegrierter Gemein-
Schäften bleibt in ihren Konsequenzen
ambivalent, während die wirtschafts-
und sozialpolitischen Problemlagen
umschifft werden. Allenfalls Walzer
1992,193) befürwortet zumindest pla-

kativ noch eine „radikale Demokrati-
sierung der Unternehmensmacht". Die
meisten anderen Kommunitaristen
schweigen sich diesbezüglich hinge-
gen aus. Auch Etzioni entkoppelt die

Diskussion über gemebwc/ra/W/c/re
Werte von den gejeZZsc/jq/tZichen Z/t-

feressen. Globalisierungs- und Stand-

ortfragen, wie die gesellschaftspoliti-
sehen Debatten über die zugespitzten
sozioökonomischen Problemlagen -
Erwerbslosigkeit, Armut, Obdachlo-
sigkeit und andere Formen der sozialen
Ausgrenzung - zeigen jedoch, dass

normative Orientierungen auf handfe-
sten materiellen Grundlagen aufruhen.

Etzionis Plädoyer für ein gesteiger-
tes Verantwortungsgefühl stösst zu-
mindest dann an Grenzen, wenn es sich
mit den gesellschaftlichen Machtver-
hältnissen beisst. Was bleibt, sind mo-
raiische Luftschlösser wie Blairs For-
mel vom „Stakeholder-Kapitalismus"
oder die freiwillige unternehmerische
Selbstverpflichtung, in sog. Eigenver-
antwortung mehr Arbeitsplätze zu
schaffen. Dennoch ist der kommunita-
ristische Diskurs in der Tagespolitik
keineswegs funktionslos: Der Rück-
griff auf symbolische Politik in Form
moralisierter Werte-, Gefühls- und
Gemeinschaftsdebatten liegt besonders
nahe, wenn einschneidende Kurskor-
rekturen machtpolitisch blockiert bzw.
nicht wirklich gewollt sind. Wo Strate-
gien einer progressiven Transformati-
on fehlen, blühen Tugend und Moral.
Die Moralisierung der Politik aber, wie
sie in den USA beobachtet werden
kann, ist nicht ungefährlich.
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Meinhard Creydt

Dritter Sektor - Keimzellen für eine lebbare Zukunft?

Pack den Tiger in den Tank - so lautete

vor Jahren eine Benzinreklame. Den
Tiger 'Ökonomie' in seiner Kraft zu
nutzen und ihn gleichzeitig sozial und

ökologisch zu zähmen, das galt lange
auch im linken und grünen Bereich als

abgeklärt-aufgeklärte Devise. ' Mittler-
weile mehren sich Stimmen, die die
Ökonomie nicht nur von aussen einzu-
hagen gedenken.

Dabei mangelt es nicht an respekta-
bien Motiven dafür, Strukturen der Ver-

gesc//sc/ia/f«ng zu verändern. Nicht nur
erscheint die hohe Arbeitslosigkeit als

finanziell für die Gesellschaft untrag-

bar. So besteht der „eigentliche Miss-
brauch darin, die Kosten wirtschaftli-
eher Fehlentwicklungen auf den Sozial-
Staat abzuwälzen." (B irkhölzer in Heck-
mann/Spoo 1997,103). Sozial bedarf es

einer anderen Verteilung derArbeit, um
der Spaltung der Bevölkerung in Über-

beanspruchte und erzwungen Untätige
Einhalt zu gebieten. Auch die von Kapi-
talen und staatlichen Verwaltungen
stiefmütterlich behandelten sozialen Ar-
beiten erfordern eine andere Vergesell-
Schaffung.

Gegen die nach 1989 'erst recht' im
Stakkato propagierte vermeintliche

184 WIDERSPRUCH - 34/97



Effizienz angeblich selbstregulatori-
scher Systeme (allen voran: des Mark-
tes) gewinnt der Sinn der Menschen für
ihr In-der-Welt-sein als Arbeit und für
das Ineinandergreifen von Arbeiten an
Aufmerksamkeit. Gerade auch da, wo
deutlich wird, dass die Ökonomie haus-

gemachte Missstände bei Interesse am
Problembestand mit wiederum eige-
nen kompensatorischen Angeboten be-

antwortet: ökonomisch unsinnig, sozi-
al (Auto, Eigenheim) desaströs jene
Abstraktheit herstellend, die zum ab-
strakten Reichtum passt. Ob in der öko-
logischen Auseinandersetzung, ob im
sozialwissenschaftlich thematisierten
(Nicht-) Zustandekommen kollektiven
Handelns bei kurzfristigen und indivi-
duell begrenzt verbleibenden Horizon-
ten, überall wird eine Frage virulent:
Wie lässt sich soziale Kooperation und
Assoziation, wie lässt sich 'on the job
citizenship' (Nader) in die Arbeiten
selbst implantieren?

Aber auch aus den Problemen der
modernen Gesellschaft, wenn man sie

einmal getrennt betrachtet von ihrem
strukturellen Zusammenhang mit der

kapitalistischen Ökonomie, entstehen
Probleme zweiter Ordnung: der gesell-
schaftlichen Einwirkung auf Gesell-
schaft. Zu ihrer Bearbeitung muss die
Distanz zwischen Handlungen und
Handlungsfolgen verkürzt werden „auf
jenes Mass, das es überhaupt erst er-
laubt, die Qualität jenes Zusammen-
hangs kognitiv zu erfassen und wie
auch immer politisch-moralisch zu be-
urteilen... Handlungssysteme müssen
in der Weise umgebaut werden, dass

ihren Akteuren die Reflexion auf die
Fernwirkungen ihres Handelns bzw.
die Beweislust für deren Vertretbarkeit
nahegelegt wird." (Offe 1986,114f.)

Der alten Intention der „Neuen Lin-
ken", auch in der Ökonomie alternativ
zum Kapitalismus und Etatismus Ver-

gesellschaftung von unten zu prakti-
zieren - wächst diesem Motiv „neue"
soziale Initiative zu? Handwerkerkol-
lektive, soziale Betriebe, Beschäfti-
gungsgesellschaften, Agrargenossen-
Schäften, nichtkommerzielle Medien,
Tauschringe, Selbsthilfegruppen, Car-

Sharing-Initiativen, Energiewende-
gruppen und kommunale Aktionsge-
meinschaften trafen sich im Februar
1997 zum Kongress „Wirtschaft von
unten" in Potsdam. Im Herbst ist der
Band mit den Vorträgen der Tagung
erschienen (Heckmann/Spoo 1997).
Eine gelungene Mischung aus eher
theoretischen Beiträgen (von Oskar
Negt, Michael Buckmiller, Micha
Brumlik u.a.) und Berichten aus der
Praxis. Gerade in ihnen fällt auf, wie
sehr viele jener Naivitäten der Alterna-
tivbewegung der späten 70er Jahre ver-
mieden werden,- ohne ihre emanzipa-
torischen Impulse zu dem Kind zu er-
klären, das von Surfern des Zeitgeistes
ebenso naiv gehätschelt wie schnell

vergessen, wenn nicht gar rabiat mit
dem Bade ausgeschüttet wurde, kaum
dass ein neues Spielzeug in Sicht war.
Eine Beharrlichkeit im Bohren dicker
Bretter durchzog den Kongress, 'Longo
Mai' eben - es möge lange dauern -, so

der Name eines die Tagung mitveran-
staltenden Kooperativenverbunds. Zu-
gleich war nichts von der Vermufftheit
zwangshafter Fixierung auf einmal ge-
fasste Vorsätze zu spüren. Aber über
das alte Thema 'Ge/iossensc/ia/t' in
ihren vielen Spielarten neu nachzuden-
ken"' und praktisch sich aktuelle Erfah-

rangen - besonders aus den im Ver-
gleich zu Deutschland auch wegen der
rechtlich geringeren Hürden viel wei-
ter verbreiteten sozialen und Dienstlei-
stungs-Kooperativen in Italien, aus re-
gionaler Ökonomie in England oder
aus dem internationalen Landprojekte-
verbünd 'Longo Mai' - zu vergegen-
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wärtigen, das macht die Anregung des

Tagungsbands aus.
Hans See stellte eine dabei zentrale

Frage: „Können wir Menschen gleich-
berechtigt zusammenarbeiten oder
brauchen wir Chefs und Eigentümer?"
Und er trug dazu Erfahrungen aus ei-
nem in Selbstverwaltung (wenigstens
für einige Jahre) vor dem Konkurs be-
wahrten Betrieb (Glashütte Süssmuth)
aus den 70er Jahren vor. Negt wies auf
gegenwärtige Schranken vieler Projek-
te hin: „Hier und da regt sich manches,
aber es ist von fremder Hilfe abhängig,
von Staatsunterstützung, sozial gesinn-
ten Sponsoren, von kirchlichen Ein-
richtungen und Opfersammlungen."
(Heckmann/Spoo, 1997, 19) Der Vor-
trag und die Diskussion über die genos-
senschaftlichen Bestrebungen in Itali-
en (bzw. England) zeigten, dass auf
lokaler Ebene Momente von Gegen-
wehr und Vergesellschaftung entste-
hen, die nicht in Feuerwehrpolitik, sub-
sidiärer Schadensbegrenzung und
Selbstverwaltung des Elends in Zeiten
der ökonomischen Krise aufgehen.

Auch das Problem sozialer Trans-
formation macht die hier diskutierten
Projekte interessant. Veränderungsim-
pulse brechen sich an den antizipierten
Kosten der Desorganisation des Alten
und des Aufbaues des Neuen (vgl. Prze-
worski 1990), die endliche Erdenmen-
sehen bei aller Problemwahrnehmung
im Gegebenen einschüchtern. Hinter-
grund vieler auf der Tagung versam-
melter Beiträge dürfte eine Einschät-

zung sein, die bereits Fritz Vilmar und
Brigitte Runge (1986) in einem Band
über die sehr breit gefasste Selbsthilfe-
bewegung formulieren. In gesellschaft-
liehen Veränderungsprozessen werden
„meist nicht en bloc flächendeckend
Zustände, Institutionen, Machtverhält-
nisse beseitigt bzw. revolutioniert, son-
dern in einem mühsamen Prozess re-

formierender 'Landgewinnung', in
dem das Neue, Bessere, Humanere zu-
erst nur in Gestalt von 'Modellen', in
Gestalt von 'Inseln', von Versuchen
kleiner aktiver Minderheiten in der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit sich ent-
wickelt. Viele solcher Avantgarde-
Versuche bleiben zu schwach, isoliert
oder auch zu verstiegen, nicht nach-
vollziehbar - sie scheitern. Aber die,
die aufgenommen, vervielfältigt, ver-
netzt werden, schaffen schliesslich, wie
bei der Besiedlung eines Wüsten-Lan-
des, eine neue 'allgemeine' soziale
Realität - werden 'flächendeckend':
'Wo Wahn und Bann der Erste brach,

folgt an und an der Letzte nach'
(Goethe)."(Vilmar/Runge, 1986, 9) In
der Abschlusserklärung des Kongres-
ses wurde kontrapunktisch dazu ge-
warnt, „gesamtgesellschaftliche Ver-
nunft nicht einfach durch lauter Klein-
Klein zu ersetzen. Falsche ökonomi-
sehe Strukturentscheidungen sind nicht
durch individuelle Initiativen allen zu
überwinden." (1997, 217) Heckmann
wendet sich gegen die Gemeinsinnrhe-
torik und die wohlfeile Egoismuskritik
seitens herrschender Politiker, die aufs

friedlichste koexistiert mit dem Ver-
zieht auf eine „andere Subventionspo-
litik". Demgegenüber fordert er: „Nicht
die Förderung von Grossunternehmen,
sondern von genossenschaftlichen und
kooperativen Unternehmungen muss
Vorrang haben - auch eine institutio-
nelle Förderung kommunikativen und
gemeinschaftsbildenden Handelns."
(S.84) Es geht um das auch in der
zivilgesellschaftlichen Diskussion un-
terbestimmte institutionelle „Unterfut-
ter" (Offe 1996, 285) von Solidarität.^

Im Tagungsband kommen die Bin-
nenprobleme der Projekte bei äusse-

rem Druck und gesellschaftlicher In-
volviertheit zu kurz. Aufschlussreich
ist hier Burghard Fliegers Studie
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(1996). Er setzt sich mit Theorien (v.a.
Oppenheimer) auseinander, die pro-
duktivgenossenschaftliche Unterneh-
men vor die Aporie stellen, entweder

mickrig und kümmerlich zu bleiben,
oder zu expandieren, aber dann den

genossenschaftlichen Charakter einzu-
büssen. Flieger widerspricht dem dif-
ferenziert und stellt alternative inner-
betriebliche Entwicklungsverläufe und

Handlungsmöglichkeiten vor. In einer
Fallstudie untersucht er über einen Zeit-
räum von zehn Jahren ein produktivge-
nossenschaftliches (Software-) Unter-
nehmen in der BRD, die PSI AG mit
650 Mitarbeiterinnen. Unterschiedli-
che Wertevorstellungen und Generati-
onskonflikte in der Belegschaft arbei-

tetFlieger heraus. Er zeigt, dass Werte-
dissens sich auch wieder abschwächen
kann und dass es keine automatische

Eskalationsspirale gibt mit den Statio-
nen: Wirtschafliche Probleme, ver-
stärkte hierarchische Steuerung, Erosi-
on der sozialen Integration der produk-
tivgenossenschaftlichen Betriebsver-
fassung. Trotz Umfang (538 S.) und
Preis (68 DM) wird das Buch zur
Pflichtlektüre für an Theorie und Pra-
xis von Produktivgenossenschaften
Interessierte avancieren. Flieger the-
matisiert die Vielfalt der Kontexte, in
die sie involviert sind, so dass auch
kontroverse Interpretationen mit sei-

ner Arbeit eine Fülle von Material,
Unterscheidungen und Argumenten zur
Auseinandersetzung erhalten. Aller-
dings arbeitet Flieger nicht trennscharf
den Unterschied der von ihm favori-
sierten Konzepte der Corporate Identi-
ty, 'lernender Organisation' und 'ko-
operativer Selbstqualifikation' gegen-
über modernen Managementsstrategi-
en in kapitalistischen Betrieben her-
aus.

Zu desillusionierenden Ergebnissen
kommt diesbezüglich auch eine eben-

falls auf einen Zeitraum von zehn Jah-

ren bezogene Untersuchung über 244
selbstverwaltete Betriebe in Hessen

(Heider/Hock/Seitz 1997): „Sie sind
ein Einfügsei in den jeweiligen lokalen
Markt. In ihnen mögliche Wegbereiter
einer neuen Wirtschaftskultur, gar ei-

ner alternativen Ökonomie sehen zu
wollen... bedeutet eine masslose Über-

Schätzung ihrer Bedeutung... Das Fort-
bestehen selbstverwalteter Betriebe ist
ein Beleg für die dauerhafte Funktions-
fähigkeit kollektiver Betriebsorganisa-
tion unter marktwirtschaftlichen Rah-

menbedingungen..." (Kurzfassung,
Frankfurter Rundschau 6.5.1997, S.

12).

Entgegen den Annahmen, der Arbeits-
gesellschaft gehe die Arbeit aus, nimmt
die Arbeit nicht ab, vielmehr steht an,
unter- bzw. minderbewertete, margi-
nalisierte bzw. unter Profitkriterien zu
teure Arbeit (von Erziehung über Pfle-

ge bis zur ökologischen Landarbeit)
überhaupt erst gesellschaftlich ange-
messen zu organisieren. Horst Schmitt-
henner, Karl Birkhölzer und Robert
Kurz haben aufder Tagung die Zukunft
des sog. Dritten Sefaory jenseits von
Staat i/nei Marfct thematisiert. Aller-
dings steckt der Teufel bei diesem Sam-

melbegriff im Detail; in der Vielfalt
auch, um nicht zu sagen: Disparatheit
der ihm subsumierten Phänomene, auf
die ein ausführlicher sozialwissen-
schaftlicher Literaturüberblick auf-
merksam macht (Bauer, Herrmann
1992).

Auch international differiert 'der'
Dritte Sektor stark (vgl. Anheier/ Sala-

mon 1994). „Die zentrale Frage lautet,
ob sich innerhalb dieser Schattenwirt-
schaft eine sozialdarwinistische bis
kriminelle oder eine solidarische Or-
ganisationsform durchsetzt. Die Be-

Zeichnung 'informeller Sektor' ist in
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diesem Zusammenhang eher eine Ver-
harmlosung, welche die Formierungs-
prozesse in diesem Sektor übersieht,
die keineswegs zwangsläufig nur
positiv zu beurteilen sind." (Birkhöl-
zer in Heckmann/Spoo 1997, 105).
Aufmerksam zu machen ist hier auf
den diskussionswerten Beitrag von
Volker Hildebrandt „Der Dritte Sek-
tor" im Heft 19 der Zeitschrift Krisis
(1997). Auch Horst Müller hat nicht
nur eigens für Nürnberg einen erstaun-
lieh dicken Atlas aller einschlägigen
Einrichtungen und Initiativen zusam-
mengestellt, sondern sich auch theore-
tisch Gedanken über die mit dem Drit-
ten Sektor verbundenen Hoffnungen
auf eine für den Kapitalismus proble-
matische Verschiebung der Ökonomie

zur Sozialwirtschaft gemacht (1993,
1994). So nachdenkenswert sie sind, so
sehr evozieren sie doch auch den Ver-
dacht, dass heute unter dem Etikett
'Dritter Sektor' manches hoffnungs-
froh firmiert, was früher unter der Über-
schrift 'Postindustrialismus' und

'Dienstleistungsgesellschaft' segelte -
und überzeugende Kritik erfuhr
(Wehling 1993).

Zu unterscheiden wäre am Dritten
Sektor: Inwieweit ist er Ausfallbürge
und Notreserve für Staats- und Markt-

versagen? Inwieweit wird in ihm eine

neue soziale Steuerung und Assoziati-
on, eine Kultur des Sozialen^ jenseits
von Staat und Markt virulent? Inwie-
weit soll er problematische Gemein-
Schaftsvorstellungen und 'Werte' (vgl.
Creydt 1994) revitalisieren? Inwieweit
verengen sich alternative ökonomische
Projekte und Initiativen de facto auf
das (neu kollektive) Eigeninteresse und
die Absicherung des geschaffenen Bin-
nenraums? Inwieweit ist der Dritte
Sektor Notlösung und „Zufluchtsort"
(Rifkin)? Was drückt das stark konfes-
sionelle Engagement in diesem B ereich
aus? Inwieweit sind für ihn neue in der
Gesellschaft entstandene und über ihre
Form hinausweisende Bedürfnisse
('Anders arbeiten - anders leben') ein-
schlägig (vgl. Roth 1992)? Inwieweit
gehen politische Effekte über die
Selbsthilfe und Solidarität von aus der
Ökonomie Ausgegliederten hinaus? In-
wiefern wird in Debatten über seine

Entwicklung reflektiert, dass die ver-
schiedenen Sektoren nicht in friedli-
chem Wettbewerb miteinander um ih-
ren gesellschaftlichen Anteil treten,
sondern Wohl und Wehe des Dritten
Sektors von Machtverhältnissen und
sozialen Auseinandersetzungen in
Ökonomie und Politik abhängen?

Anmerkungen

1 Für die linksliberale Variante des sozi-
alwissenschaftlichen Mainstreams gilt
die Ökonomie als Sphäre, die „nicht
mehr von innen demokratisch umge-
staltet, d.h. auf einen politischen Inte-
grationsmodus umgestellt werden kann,
ohne in ihrem systemischen Eigensinn
beschädigt und damit in ihrer Funkti-
onsfähigkeit gestört zu werden. Der
Bankrott des Staatssozialismus hat das

bestätigt." (Habermas 1990, 36). AI-
lenfalls anzustreben sei eine „neue Ba-

lance" in der Gewaltenteilung, in der
sich „die sozialintegrative Kraft der
Solidarität - die 'Produktivkraft Kom-
munikation' - gegen die 'Gewalten'
der beiden anderen Steuerungsressour-
cen Geld und administrative Macht,
durchsetzen und damit die an Ge-
brauchswerten orientierten Forderun-

gen der Lebenswelt zur Geltung brin-
gen kann." (ebd.)

2 Vgl. zu den verschiedenen Ausprägun-
gen von Kommune als Lebensform den
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Erfahrungen vorstellenden Band von
Bensmann u.a, 1996.

3 Einige theoretisch anspruchvolle The-
sen zum Unterschied zwischen alten
und neuen Genossenschaften formu-
liert Opielka, 1990.

4 Offe kritisiert an Habermas die einsei-
tige Privilegierung der kognitiv-mora-
lischen Kompetenzen der Individuen
und die Hoffnungen auf ihr sozialmora-
lisches Lernen gegenüber den als 'As-
soziationsverhältnisse' bezeichneten
Interdependenzen bzw. Indifferenzen
zwischen den Akteuren. Gegenüber der
ethischen Rede wird das gelebte Ethos
in den Blick gerückt und auf seine ma-
terialen Konstituentien verwiesen: „die

Strukturen der Arbeitsteilung einer-
seits, das thematische und soziale
Schnittmuster der Institutionen kollek-
tiven Handelns, d.h. der Interessenag-
gregation und -Vermittlung anderer-
seits." (Offe 1989, 760) Von der Ge-

stalt dieser Assoziationsverhältnisse
hänge es ab, ob Solidarität sich entfal-
ten könne.

5 Einschlägig sind hier auch Überlegun-

gen des Philosophen Elster (1986) zum
Unterschied Wohlfahrtsidee des Mark-
tes — Konsum im weiten Sinne - einer-
seits und Marxismus als Verwirkli-
chung des 'guten Lebens' durch aktive
Selbstverwirklichung in Arbeit und Ge-

sellschaftsgestaltung andererseits.
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Isidor Wallimann
Selbstverwaltung - Soziale Ökonomie in schwierigen Zeiten.

Ohne eine Politik der drastischen Ar-
beitszeit- und LohnVerteilung ist in ent-
wickelten Industrieländern künftig ver-
mehrt mit langfristigen Arbeitslosig-
keit grösseren Ausmasses zu rechnen.
Länder wie Frankreich stecken bereits
seit dem Anfang der Achtzigerjahre tief
in dieser Problematik, wobei nicht alle
Länder gleich reagieren. Frankreich ist
ein Sonderfall insofern, als dort in der
ersten Hälfte der Achtzigerjahre in aus-

sergewöhnlichem Ausmass zuerst die

Frühpensionierung vorangetrieben wur-
de. Als sich danach die Arbeitslosigkeit
kaum veränderte und breite Schichten
der Bevölkerung trotz guter schulischer

Voraussetzungen zum Arbeitsmarkt
keinen Zugang mehr fanden, wurde
1989 das garantierte Mindesteinkom-
men zur sozialen Eingliederung (RMI;
revenu minimum d'insertion) einge-
führt - also aufeine weitere Arbeitszeit-
und Lohnverteilungspolitik verzichtet.

Inzwischen hat die breit angelegte

Eingliederungspolitik auf lokaler Ebe-
ne unter anderem auch schon zu zahl-
reichen kleinen, mehr oder weniger
'produktiven', kollektiv geführten und
am Gemeinwesen ausgerichteten Ni-
schenbetrieben geführt. Dabei wird die

notwendige Infrastruktur teilweise
auch vom Staat finanziert und werden
die Lohnkosten natürlich über das ga-
rantierte Mindesteinkommen subven-
tioniert. Wie hoch dabei der Anteil der

eigentlich selbstverwalteten Betriebe
ist, kann zur Zeit noch nicht ermittelt
werden, zumal die Auswertung dieses

erst einmal für drei Jahre angesetzten
nationalen Versuches noch nicht abge-
schlössen ist.

Wenn damit zu rechnen ist, dass die
selbstverwalteten Betriebe durch die

Auslagerung der Produktion Auftrieb
erhalten, dann dürften solche Betriebe
auch zahlreicher werden, wenn bei
grösser werdender langfristiger Ar-
beitslosigkeit breit angelegte Bemü-
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hungen entstehen, die Betroffenen so-
zio-ökonomisch eingegliedert zu hal-
ten. Selbstverwaltungsbetriebe könn-
ten also nicht nur vermehrt zum inte-
grierten Bestandteil eines Strukturwan-
delkonzeptes werden - und dabei die
Löhne drücken, sie könnten genauso
integraler Teil eines durch die Arbeits-
losigkeit bedingten sozio-ökonomi-
sehen Integrationskonzeptes werden.
Dabei ist denkbar, dass diese Betriebe
um diese Funktionen herum aufblühen,
da sie aus den neuen sozialen Bewe-

gungen heraus bereits auf die 'Integra-
tionsarbeit' und eine ökonomische Tä-
tigkeit mit bescheidenen Erwartungen
vorbereitet sind.

In welche Richtung werden sich die
selbstverwalteten Betriebe nun in der
Schweiz entwickeln? Aufgrund der hier
vorgelegten Untersuchungen und der
aufgezeichneten realen und möglichen
sozio-ökonomischen Entwicklungen
ist in den nächsten Jahren grundsätz-
lieh eher mit einem Wachstum als mit
einer Abnahme solcher Betriebe zu
rechnen. Dies hat folgende Gründe:

- Die meisten in den vergangenen Jah-

ren gegründeten und hier untersuch-
ten Betriebe sind im Zusammenhang
mit den neuen sozialen Bewegungen
entstanden. Sie haben an ökonomi-
scher Stabilität eher gewonnen als

verloren, obwohl sie im Vergleich
zu ähnlichen traditionellen Betrie-
ben oft noch unterkapitalisiert blei-
ben. Allein aufgrund dieser Substanz
aber kann mit einer gewissen Konti-
nuitätund einem gewissen 'Ausbau'
gerechnet werden.

- Der anfangs der Neunzigerjahre er-
folgte konjunkturelle Einbruch und
der damit verbundene drastische An-
stieg der auch die Mittelschicht tan-
gierenden Arbeitslosigkeit dürften
die Mittelschicht schnell und dra-
stisch genug bedrängen, so dass auch

die neuen sozialen Bewegungen an

Kraft gewinnen werden. Zusammen
dürfte sich der Konjunktur- und 'Be-
wegungseffekt' positiv aufdie Grün-
dung von Selbstverwaltungsbetrie-
ben auswirken.

- Amc/î in ifer Schweiz lagern her-
hö/nnriiehe Beiriehe zahlreiche Tä-

iigheiien ans. Bn enAianr/enen Va-
team ZV PZafz/ïirSeZh.siverwaZfKng.s-

heiriehe. Besonders hei cien im
DiensfZeisfMngjhereich angesiedei-
fen SeZZ/.sivefwaZftmgen isfhereiü ein
gewisser Aw/jcZzwang /esizusfeZZen.

Die Tendenz zur Deindustrialisierung,
Auslandsinvestitionen und der damit
verbundene Arbeitsplatz- und Kapital-
export werden nach wie vor auch für
die Schweiz ihre Gültigkeit behalten.
Die Bevölkerung, das lokale Finanz-
und Produktionskapital und die Ge-
meinwesen dürften sich vorerst aber
noch nicht wie in andern Ländern ge-
zwungen sehen, die regionale ökono-
mische Substanz mit Hilfe einer in die
Selbstverwaltung übergeführten indu-
striellen Produktion zu wahren.

Obwohl die langfristige Arbeitslo-
sigkeit stark ansteigen und die Arbeits-
eingliederungs- und Bildungsmassnah-
men in der Folge auch zunehmen wer-
den, ist noch nicht mit einem breit an-
gelegten sozio-ökonomischen Einglie-
derungsprogramm zu rechnen, das

durch ein garantiertes Mindesteinkom-
men abgesichert ist. Daher dürften die
selbstverwalteten Betriebe aus dieser

Richtung (noch?) keinen Impuls zu er-
warten haben.

Die hier vorliegenden Untersuchun-

gen, ohne Fremdfinanzierung als Li-
zentiatsarbeiten in den Jahren 1989-91
an der Universität Bern durchgeführt,
sind ein erster Versuch, das Phänomen
der aus den neuen sozialen Bewegun-
gen heraus entstandenen selbstverwal-
teten Betriebe in der Schweiz zu durch-
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leuchten. Dabei hat das Netzwerk für
Selbstverwaltung fördernd mitgewirkt.
Ohne diese Hilfe wären viele Untersu-

chungsschritte undenkbar gewesen.
Untersucht werden Gründungsfrequen-
zen, Tätigkeitsfelder, Standorte, Kun-
denkreis, Beschäftigung, Betriebsgrös-
se, Betriebsalter, Lohnstrukturen, Ar-
beitsteilung, Entscheidungsstrukturen,
Motivation, Mitgliederfluktuation, in-

nerbetriebliche Veränderungen und

Betriebserfolge und -misserfolge.

Aus: Isidor Wallimann (Hrsg.):
Selbstverwaltung. Soziale Ökonomie
in schwierigen Zeiten. Mit Beiträgen v.
M. Hasler, F. Amstutz, S. Seiler, O. Mou-
nier, B. Gailloz. Interview mit P. Bichsei.
Editions Heuwinkel Carouge/Neu-All-
schwil-Basel, 1996 (304 S„ Fr. 58.-)

Annette Hug
Geschlechterverhältnisse in der Makroökonomie
Zum Jahresseminars des Swisswatchforums, 31. Oktober 1997, Bern.

Was ist Wirtschaft? Diese Frage, radi-
kal gestellt, öffnet das Feld für ein
neues Verständnis ökonomischer Zu-
sammenhänge aus feministischer Per-

spektive. Der Blick richtet sich auf alle
Lebensbereiche; die Frage ist, wo was

produziert wird und zu welchen Bedin-

gungen. So steht auch die Versorgungs-
Ökonomie zur Debatte, die unbezahlte
Arbeit, die in Haushalten und infor-
mellen Gemeinwesen geleistet wird.
Die Ökonomin Möjc/jö Ma/to'n'n (Ak-
tion Finanzplatz Schweiz und Frauen-
rat für Aussenpolitik) wies in ihrem
einleitenden Referat auf die zahlen-
mässige Bedeutung dieses nicht-mo-
netären Wirtschaftssektors hin: Stun-
denmässig wird in der Versorgungs-
Ökonomie mehr gearbeitet als in der
Erwerbsarbeit (Madörin 1996). Wenn
der Arbeit, die in der Versorgungsöko-
nomie geleistet wird, ein (kleiner) mo-
netärer Wert zugemessen wird, ist sie

nach gängigen Berechnungen des BSP
dreimal grösser als das Volumen des

Finanzsektors.
Auch innerhalb dessen, was traditio-

nell als Wirtschaft gilt, werden ver-
schiedene Bereiche unterschiedlich

bewertet. Wie Mascha Madörin hielt
auch die kanadische Ökonomin und
Professorin an der York University,
/saèe/Za Bakker, in ihrem Referat fest,
dass die Norm des Ökonomischen die
Privatwirtschaft im Sinne der kapitali-
stischen Zentren ist. Der öffentliche
Sektor gilt als abnormal, ebenso die
Wirtschaft eines Entwicklungslandes,
in dem zum Beispiel 10 Prozent der
Arbeitskräfte im informellen Sektor
tätig sind. Die herrschende Wirtschafts-
politik versucht, das Abnormale dem
Normalen gleichzumachen.

Mascha Madörin argumentierte in
Anlehnung an Michel Foucault, dass

der Neoliberalismus ein utopisches
Projekt ist, als ökonomische Lehre ein

Gegenprojekt zum Sozialismus. Seine
Verfechterinnen plädieren dafür, pri-
vatwirtschaftliche Strukturen und
Denkweisen auf alle Lebensbereiche
auszudehnen.

Die feministische Makroökonomie
steht dem entgegen und hat doch eine
Gemeinsamkeit mit der neoliberalen
Theorie: Auch sie dehnt den Bereich
dessen, was als Ökonomie verstanden
wird, aus. Ihr Ziel ist aber nicht eine
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universale, einfache Abstraktion, die
das Wirtschaften als solches erklärt. Es

geht ihr darum, eine „Ökonomie der
Ökonomien" zu entwickeln, die Ver-
sorgungsökonomie in alle Überlegun-
gen miteinzubeziehen und das Zusam-
menspiel der verschiedenen Ökonomi-
en zu verstehen.

Isabella Bakker schlägt folgenden
,Fahrplan' für die Entwicklung und

Weiterentwicklung feministischer
Wirtschaftstheorie vor:

a) Das Verständnis von Wirtschaft
neu definieren; b) sich ein umfassen-
des Bild der wirtschaftlichen Aktivitä-
ten machen; c) die Verbindung zwi-
sehen verschiedenen Ökonomien ana-
lysieren und d) Ansatzpunkte für die
Veränderung der Geschlechterverhält-
nisse benennen.

Weil sie die Komplexität wirtschaftli-
eher Aktivitäten missachtet, ist die
Nationalökonomie prognoseunfähig,
sagte Madörin. S/za/rra RözövW vom
.Research Institute for Social Develop-
ment' der Vereinten Nationen legte dar,
wie sich die Vereinfachung Wirtschaft-
liehen Denkens auf der Projektebene
auswirken kann. Im Versuch, frauen-
spezifische Ansätze in etablierten In-
stitutionen zu verankern, sind verschie-
dene Instrumente erarbeitet worden, die
es Planerinnen erlauben, Geschlech-
terbeziehungen in die Planung von Ent-
Wicklungsprojekten einzubeziehen.
Razawi stellte das A/WeW Co/h'er vor,
das unter anderem von der Weltbank
verwendet wird. Es baut aufder Grund-
Überlegung auf, dass Programme nicht
effizient sind, wenn sie Geschlechter-
fragen ausser acht lassen. Denn soziale
Barrieren hindern Frauen daran, flexi-
bei auf ökonomische Anreize zu rea-
gieren. Entwicklungshelferinnen müs-
sen Frauen von diesen sozialen Barrie-
ren befreien, damit sie aktiv und opti-

mal am Marktgeschehen teilnehmen
können.

Dieses Modell bezieht die Situation
von Frauen in die Projektplanung mit
ein, jedoch nicht unbedingt zu deren
Vorteil. Zum Beispiel in ländlichen
Gebieten Ugandas führt das Modell zu
folgendem Resultat: Frauen sollen von
ihren Aufgaben in der Subsistenzwirt-
schaft .befreit' werden, damit sie an
der Produktion von Cash-Crops teil-
nehmen können. Razawi beschrieb die
Evaluation eines Entwicklungspro-
gramms, das Frauen dazu bewegte,
Vanille für den Export herzustellen,
statt Gemüse für den Eigengebrauch zu
pflanzen und Kleintiere zu züchten.
Gemäss wirtschaftlichen Indikatoren
war das Programm ein Erfolg, die mo-
netären Einkommen stiegen. Gleich-
zeitig häuften sich die Meldungen über
Mangel- und Fehlernährung. Das Pro-
grammdesign hatte nicht einkalkuliert,
dass ein unstabiles Geldeinkommen
den Wert der Nahrungssicherheit durch
Eigenproduktion nicht wettmachen
kann.

Isabella Bakker erarbeitet im Mo-
ment zusammen mit anderen Ökono-
minnen ein Frauenbudget, das im Rah-

men des jährlichen Alternativen Staats-

budgets in Kanada veröffentlicht wird.
Auch sie argumentiert mit dem Effizi-
enzgewinn, der in Aussicht steht, wenn
eine Analyse der Geschlechterverhält-
nisse in wirtschaftspolitische Entschei-
düngen einbezogen wird. Ihrer Ansicht
nach müssen aber auch die Zielgrössen
ökonomischen Handelns neu definiert
werden, indem zum Beispiel das Brut-
tosozialprodukt durch einen neuen In-
dex ersetzt wird, der Aspekte wie Ge-
sundheit, Luftverschmutzung, Lohnun-
terschiede zwischen Männern und
Frauen u.a. einbezieht.

Das Alternative Staatsbudget wird
von einer breiten Koalition von Ge-
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werkschaften, kirchlichen Gruppierun-
gen und sozialen Bewegungen getra-
gen. Es stellt der Regierungspolitik,
die seit zirka zehn Jahren Spar- und

Stabilitätspolitik betreibt, eine mach-
bare Alternative gegenüber. Im Zen-
trum des Gegenvorschlags stehen eine

Zinspolitik, die sich mehr an Arbeits-
losenzahlen als an Inflationsraten ori-
entiert, Investitionsprogramme, die
Arbeitsplätze schaffen und Armut be-

kämpfen sollen und ein gerechtes Steu-

ersystem. Die Alternative zum Staats-

budget hat in den vergangenen Jahren
wiederkehrende Debatten ausgelöst
und die öffentliche Diskussion der
staatlichen Wirtschaftspolitik verän-
dert.

Die Autorinnen des Franen/nw/geto
kritisieren in einem ersten Schritt die
konventionelle Auffassung darüber,
wie Wohlstand produziert wird. Dar-
aufhin werden einzelne Programme auf
ihre geschlechtsspezifischen Auswir-
kungen geprüft. Bakker (1994/96) be-

tonte, dass es notwendig ist, sich nicht
nur auf Gerechtigkeitsargumente zu
verlassen, sondern aufzuzeigen, wie
eine feministische Perspektive der
Wirtschaft nützt. Kinderbetreuungs-
Stätten zum Beispiel gelten im her-
kömmlichen Verständnis als soziale
Kosten. Wenn aber mitgedacht wird,
dass Kinder, zukünftige Arbeitskräfte,
in einem nicht-monetären Bereich auf-

gezogen werden, dann sind Kinderbe-
treuungsstätten eine Investition, die es

Frauen ermöglicht, zu wählen, wie sie

ihre Arbeitskraft einsetzen wollen.
Sowohl das Frauenbudget als auch

das Alternative Staatsbudget wollen die

Wirtschaftspolitik demokratisieren.
Eine Bewegung, die gegen das Projekt
Neoliberalismus antritt, muss das Öko-
nomische entmystifizieren. Madörin
sieht die Macht dieses Projekts unter
anderem in seiner Selbstinszenierung,

in seiner Kreation einer Herrschafts-
kultur, in der sich neue und alte Exper-
ten - und verschwindend wenige Ex-
pertinnen - die Definitionsmacht si-
ehern. Wenn Frauen darauf bestehen,
mitzureden, verweigern sie die Rolle,
die für sie in der Inszenierung des Neo-
liberalismus vorgesehen ist.

In Kanada haben oppositionelle und
feministische Ökonominnen Positio-
nen an Universitäten inne, die ihnen
eigenständige Forschungen erlauben;
das Alternative Staatsbudget (inklusi-
ve Frauenbudget) wird weitgehend von
den Gewerkschaften finanziert. Davon
können feministische Ökonominnen in
der Schweiz nur träumen. Madörin ver-
ortete die Entwicklung feministischer
ökonomischer Ansätze hierzulande.
Ein Potential zeigt sich in Frauenorga-
nisationen, die sich zu Fragen der Bret-
ton Woods Institutionen und zum EWR
engagiert hatten.

Es besteht ein reges Interesse von
Frauen an wirtschaftlichen Fragen, sei

es in Entwicklungsorganisationen, in
Gewerkschaften oder kirchlichen
Gruppierungen. Um aber - nach Bäk-
kers Fahrplan - von der Neudefinition
des Ökonomischen zu einem umfas-
senden Bild des Wirtschaftens zu ge-
langen, fehlen die Ressourcen. Madör-
in stellte fest, dass die Situation an den
Universitäten in der Schweiz trostlos
ist und dass Forschungsgelder an femi-
nistischen ökonomischen Ansätzen
vorbeigeleitet werden. Es fehlen Res-

sourcen und die Kontroversen, die nö-

tig sind, damit Frauen mit ihren Kon-
zeptionen die Wirklichkeit neu erfor-
sehen, ein komplexeres Bild der Ver-
hältnisse zeichnen und darauf aufbau-
end wirtschaftspolitische Entscheidun-

gen beeinflussen können.
Dass sich viele Frauen damit nicht

abfinden wollen und sich trotz helveti-
sehen Beschränkungen ökonomischen
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Fragen widmen, zeigte die Swisswatch-
Tagung aufs Neue. Alle Referate und
das anschliessende Podiumsgespräch
sind auf sehr grosses Interesse gestos-
sen, am Vormittag platzte der Veran-
staltungsraum fast aus den Nähten. Isa-
bella Bakker berichtete, dass die Zu-
sammenarbeit über Landesgrenzen hin-

weg den kanadischen Frauen Auftrieb
gegeben hat. Die Kritik am Staatsbud-

get baut auf den Erfahrungen auf, die
Frauen aus strukturangepassten Län-
dern des Südens in der Auseinander-

Setzung um IWF-Vorgaben gemacht
haben. Die motivierende Wirkung ei-
nes internationalen Erfahrungsaustau-
sches war auch im Berner Tagungslo-
kal zu spüren. Mit dem Reader zur
Tagung „Geschlechterverhältnisse in
der Makroökonomie" stellt der „Frau-
enrat zur Aussenpolitik" (FrAu) über
die Veranstaltung hinaus eine Publika-
tion zu Verfügung, die Einblick in eine

- vorwiegend englischsprachige - De-
batte gewährt, die in der Schweiz noch
viel zu wenig Beachtung gefunden hat.
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Heiko Glawe/Markus Schröder: Der
Euro und die „Idee Europa". Kataly-
sator oder Sprengsatz für die europäi-
sehe Integration? VSA Hamburg, 1997

(141 S., DM 19.80)

Was an der Debatte um die Währungs-
union erstaunt, ist vor allem ihre Ver-
spätung. Einige kritische Beobachter
sahen zwar schon früh, dass mit dem
Maastrichter Vertrag der „Weg in die
Deflationsgesellschaft" festgeschrie-
ben worden war. Unter diesem Titel

kritisierte Werner Polster in der Kom-
mwne Nr. 1/1992 den mit der WWU
„angestrebten Idealzustand monetärer
Stabilität" und warnte davor, dass die
Umsetzung der Konvergenzkriterien
eine „scharfe Austeritätspolitik mit
beträchtlich höheren Arbeitslosenzah-
len" zur Folge haben wird. Doch dann
kam, als Reaktion auf den Protest von
links und rechts gegen 'Maastricht',
wieder der Schulterschluss der „Euro-
päer" zustande. Es brauchte die Erfah-

rung der fünfjährigen Rezession, die
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zweifellos durch die im Hinblick auf
die Erfüllung der Konvergenzkriterien
betriebenen nationalen Politiken mas-
siv verschärft worden ist, bis die Linke
verstand, was Wirtschaftspolitik unter
'Maastrichter' Bedingungen konkret
bedeutet. Und das war nicht der unver-
meidbare „Eintrittspreis", wie das im-
mer noch einige sehen; vielmehr sollte
spätestens mit der Verabschiedung des

„Stabilitätspaktes" und dem Ergebnis
der Amsterdamer Regierungskonfe-
renz im Juni 1997 klar geworden sein,
dass es sich hier um die endgültige
Durchsetzung eines bestimmten Regu-
lationsmodus handelt.

Die kritische wissenschaftliche De-
batte war sich eigentlich von Anfang
an darüber weitgehend einig, dass un-
ter den gegebenen Bedingungen und
angesichts ihrer spezifischen Konstruk-
tionsweise die Realisierung der Wäh-
rungsunion unter dem Gesichtspunkt
der Beschäftigung, der Verteilungsge-
rechtigkeit und der Erhaltung und Wei-
terentwicklung sozialer Standards

nachteilig, sogar verheerend ist, gera-
de wenn man im Interesse eines zu
entwickelnden „sozialen Europa" ur-
teilt. Diese Argumente der linken Kri-
tik an der Währungsunion und am Euro
noch einmal in der ganzen Breite der
Debatte zusammengefasst zu haben,
ist das Verdienst einer Studie, die im
Auftrag der AG Wirtschaft und Sozia-
les der Grünen im Europäischen Paria-
ment erstellt worden ist. Die Autoren,
Heiko Glawe und Markus Schröder,
sind Mitarbeiter der Forschungsgrup-
pe Europäische Gemeinschaften (FEG)
am Institut für Politikwissenschaft der
Universität Marburg, einem der Foci
der kritischen Europadebatte in
Deutschland.

Im ersten Teil legen Glawe/Schrö-
der einen kurzen Abriss der europapo-
litischen Debatten in Frankreich, Itali-

en und Schweden unter besonderer Be-

rücksichtigung der währungspoliti-
sehen Aspekte und der Maastrichter
Verhandlungen vor. Sie belegen, wie
sogar im EU-Kernland Frankreich das

Vertrauen in die europäische Integrati-
on als Garantin für friedliches Zusam-
menleben und steigenden Wohlstand
bröckelt. Der eingeschlagene Integra-
tionsweg wird zunehmend als Instru-
ment zur ß/ocfairfe der politischen Re-

gulierung von (globalisierten) Märk-
ten angesehen.

Sehr systematisch ist der zweite Teil
zu den „Risiken ßer EMr0p0i.se/1en

WäArangsunion ". Knapp und gut nach-
vollziehbar werden die Basisargumen-
te bezüglich der in einer Währungsuni-
on zu erwartenden Wirtschaftspoliti-
ken referiert. Zentral ist die Bedeutung
der Lohn- und Preispolitik, die bei

Wegfall des Wechselkursmechanismus
betrieben werden muss. In der Formu-
lierung des deutschen Bundesministe-
riums für Wirtschaft: „Eine verstärkte
Flexibilität ist sowohl hinsichtlich des

Lohnniveaus der wirtschaftlich schwä-
cheren Regionen in der EG als auch
hinsichtlich leistungsbezogener Lohn-
differenzierung in den Unternehmen
erforderlich, um die weggefallene Fle-
xibilität der Wechselkurse auszuglei-
chen." (S. 58) Alternativen zur Lohn-
Preis-Flexibilität (massiv verstärkte
Transferzahlungen oder eine deutlich
erhöhte Mobilität der Arbeitskräfte in-
nerhalb der EU) sind zu gering entwik-
kelt, um eine solche Wirkung zu entfal-
ten. Eine ausreichende Ausweitung der

Transferzahlungen wird von den Auto-
ren nicht nur als politisch unwahr-
scheinlich eingestuft, sondern auch, da
sie zwar zu einer relativen Nivellie-
rung des Lebensstandards, aber kaum
zu realwirtschaftlicher Konvergenz
führen würde, als nicht adäquat be-
trachtet.
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Die sozial- und tarifpolitischen Kon-
Sequenzen ergeben sich aus diesem

Zwang znr Divergenz «nfer r/en ßerfin-

gnngen monetärer Konvergenz. Wenn
nicht Angleichung, sondern Unter-
schiedlichkeit zum Prinzip erhoben
wird, dann ist ein sozialpolitischer
Harmonisierungsprozess und ein Kon-
zept solidarischer Lohnpolitik über die
nationalen Grenzen hinweg kaum
durchzusetzen. Für die Gewerkschaf-
ten ergibt sich daraus das Dilemma,
einerseits eine Europäisierung der Ta-

rifpolitik anstreben zu müssen, um zu
verhindern, dass die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen zur alleinigen Ma-
növriermasse der Unternehmen im
Konkurrenzkampf werden; anderer-
seits bedarf es gerade einer Regionali-
sierung (wenn nicht Verbetrieblichung)
der Tarifpolitik, wenn sie nicht in Wi-
derspruch zu den ökonomischen Rah-

menbedingungen geraten soll. Die Au-
toren wie auch Klaus Busch (1993,
1994) in seiner Expertise für die Hans-

Böckler-Stiftung kommen zum
Schluss, dass die Wirkungsweise der
Währungsunion die Macht der Gewerk-
Schäften in Europa schwächen werde.
Zu befürchten ist, „dass - vermittelt
über den Wettbewerbsmechanismus -
die schwächsten Glieder im europäi-
sehen Gewerkschaftskonvoi letzt-
lieh die Tarifpolitik in Europa bestim-
men werden" (S. 65). Wenn die abhän-

gig Beschäftigten in den Zentrumslän-
dem nicht Beschäftigungsverluste hin-
nehmen wollen, werden sie eine Re-
duktion der Lohn- und Sozialstandards

akzeptieren müssen. Aufgrund ihrer
spezifischen Konstruktionsweise ist die
WWU eher „Sprengsatz" als „Kataly-
sator für den Integrationsprozess".

Im dritten Teil „Primär monetärer
Sfafü/ifät oäer Vorrang äer PoZir/k?"
resümieren die Autoren die Erklärung,
warum und wie sich eine „Synthese aus

angelsächsischem Markt und deut-
schem Geldradikalismus" in Maas-
tricht gegen einen „Etatismus à la fran-
çaise" durchgesetzt hat. Der Verzicht
auf eine europäische „Wirtschaftsre-
gierung", auf alle nicht-geldwertstabi-
litätsorientierten Politikelemente, war
eine der Vorbedingungen der deutschen

Regierung und Bundesbank für die
Zustimmung zur Währungsunion. An-
gesichts dieser Tatsache nehmen sich
die Vorschläge zur sozial- und um-
weltpolitischen Neuausrichtung der
Konvergenzkriterien etwas hilflos aus.
Dennoch ist es wichtig, darauf hinzu-
weisen, dass es sehr wohl Regulie-
rungsalternativen zum „Maastricht-
Monetarismus" gäbe (vgl. Dräger
1996), auch solche, die nicht einen uto-
pischen bundesstaatlichen „Quanten-
sprang" der EU voraussetzen. Dabei
muss es vor allem darum gehen, die
„Geldsphäre" (wieder) realwirtschaft-
liehen und gesellschaftspolitischen
Zielen unterzuordnen. Dieses Problem

sprengt in seiner Tragweite den euro-
päischen Rahmen; es gibt aber nicht
nur auf nationalstaatlicher und globa-
1er Ebene, sondern auch auf europäi-
scher Ebene sinnvolle und realisierba-
re Massnahmen, die dazu beitragen
könnten. GlaweZSchröder diskutieren
diesbezüglich vor allem die Einrich-
tung eines neuen, „symmetrischen"
Europäischen Währungssystems, ver-
bunden mit Massnahmen gegen die

(weltweite) Devisenspekulation. Ein
solches Währungssystem müsste vor
allem eine ausgeglichenere Verteilung
der Interventionslasten gewährleisten.
Zentral wäre auch die enge Abstim-
mung der Geldpolitik der Notenban-
ken. „Wechselkursanpassungen müs-
sten entsprechend den unterschiedli-
chen Produktivitäts- und Preisentwick-
lungen rechtzeitig erfolgen, bevor ku-
mulierte realwirtschaftliche Divergen-
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zen zu spekulativen Kapitalbewegun-
gen führen" (S. 88).

Konsequenzen für die gegenwärtige
Debatte ziehen im Vorwort Frieder
Otto Wolf und Klaus Dräger. Unter
dem Titel „Mit dem Euro gegen den
Neoliberalismus?" antworten sie sehr

grundlegend auf die „Durchhalteparo-
le" von Mehrheitssozialdemokraten
und Bündnisgrünen. Sie halten denje-
nigen, die wie D. Cohn-Bendit und
Joschka Fischer auf einen „von der

Währungsunion ausgelösten politi-
sehen Integrationszwang Europas"
(Die Zeit, 21.3.1997) setzen, vor, dass

sie die Lektion aus dem Europäischen
Binnenmarkt-Projekt nicht gelernt hät-
ten: „Gegen Ende der 80er Jahre hiess
es ebenfalls, die 'Logik des Binnen-
marktes' werde umweit-, sozial- und

beschäftigungspolitische Mindeststan-
dards und Regelungen erzwingen. Die-
se sind nicht vereinbart worden oder
wie im Sozialprotokoll so rudimentär
geblieben, dass von einer ernsthaften
Schutzfunktion keine Rede sein kann."
(S. 15). Sie plädieren für eine Ver-
Schiebung der Währungsunion, um die
Chancen einer ökologisch-solidari-
sehen Reform als notwendige Voraus-

Setzung für ihre Realisierung zu ver-
bessern. Denn, wie es Glawe/Schröder
formulieren, „wenn die Währungsuni-
on (pünktlich) startet, sind wieder ein-
mal Fakten geschaffen, die wesentlich
schwieriger zu korrigieren sein wer-
den, als es die linksliberalen Befürwor-
ter des Projekts vermuten" (S. 119).

Vielen Linken und Gewerkschaftern
hat die Rezession der letzten Jahre klar-
gemacht, wie Wirtschaftsentwicklung
und Politik unter den Bedingungen des

„Stabilitätspaktes" konkret aussieht.
Die Realisierung der WWU unter den

Bedingungen des Maastrichter Vertra-
ges blockiert Wachstum und Beschäf-

tigung strukturell. Mit Blair in
Grossbritannien und Jospin in Frank-
reich (und der Perspektive einer rot-
grünen deutschen Bundesregierung)
sehen einige nun die Chancen einer
europäischen Beschäftigungspolitik
wachsen. Es kann aber für die Linke
nicht nur darum gehen, ergänzend eine

europäische Beschäftigungspolitik mit
Umschulungsprogrammen für Arbeits-
lose, Empfehlungen des Ministerrates
zur Verbesserung des Wirkens der Ar-
beitsmärkte und im besten Fall einige,
ökologisch oft unsinnige Infrastruktur-
programme etc. durchzusetzen. Es

muss vielmehr darum gehen, den vWrt-

ic/ia/fipoZifi^cAen Exfremiimui des

WWt/-Ko»zepfes zw Lomgieren. Das
bedeutet, Wirtschaftspolitik in Europa,
und das heisst auf europäischer und auf
(koordinierter) nationaler Ebene, wie-
der auf Wachstum und Beschäftigung
auszurichten, das Ziel der Geldwert-
Stabilität zu relativieren. DerVorschlag
in der gemeinsamen Wahlplattform der
Sozialisten und Grünen in Frankreich
einer Ersetzung des Stabilitätspaktes
durch einen PaAt /ür So/Zdan'fdt und
nacAAa/fige EntwdcA/ung geht in die

richtige Richtung. Er versteht Beschäf-

tigungspolitik als integriertes Konzept
aus Wirtschafts, Industrie-, Struktur-,
Finanz-, Haushalts- und Arbeitsmarkt-
politik, ausgerichtet auf den Übergang
zu einem nachhaltigen Entwicklungs-
modell. Voraussetzung dafür wäre die

Einrichtung einer demokratisch kon-
trollierbaren politischen Steuerungsin-
stanz mit Weisungsbefugnis gegenüber
der zukünftigen europäischen Zentral-
bank. Was die Durchsetzungschancen
eines solchen Konzeptes angeht, ist al-

lerdings grösste Skepsis angebracht.
Einerseits hat ja auch schon eine sozia-
listische französische Regierung die

Bedingungen der WWU, den Maas-
trichter Vertrag, ausgehandelt. Es gibt
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keine Hinweise darauf, dass sie damals
in diesen Verhandlungen nicht den

möglichen Spielraum gegenüber den

„monetaristischen Ländern" ausge-
schöpft hätte, zumal sie damals die

Unterstützung der (starken) Delors-
Kommission hatte. Auch die jetzige
Labour-Regierung steht kaum als

Bündnispartnerin für einen grundle-
genden Umbau des Konzeptes der
Währungsunion zur Verfügung, - sie
zeichnet ja für die Erhöhung der Unab-
hängigkeit der britischen Zentralbank
verantwortlich! Zudem ist nicht zu er-
warten, dass die (gegebenenfalls rot-
grüne) deutsche Bundesregierung von
den damals geäusserten „deutschen
Bedingungen" für eine WWU abgehen
wird; sie wird - angesichts des ideolo-
gisch überhöhten Wertes der Geldwert-
Stabilität in Wirtschaft und Bevölke-
rung - auch kawm r/avo/t abgeben kön-
«en.

Für eine wirkliche Kurskorrektur
müsste das Verhandlungspaket von
Maastricht wieder aufgeschnürt und
neu verhandelt werden; ob dann eine
Einigung auf eine Währungsunion zu
anderen Konditionen zustandekäme, ist
unwahrscheinlich. Vermutlich dürfte
erst eine Neustrukturierung der „politi-
sehen Arena" EU andere politische
Ergebnisse produzieren. Wenn die
WWU kommt, und das ist absehbar,
dann zu den in Maastricht festgelegten
Bedingungen. Ihre negativen Auswir-
kungen auf Wachstum, Beschäftigung
und Wohlstandsverteilung werden weit
über den EU-Raum hinausreichen.
Wohl den Ländern, die dann noch über
politisch-demokratische Gestaltungs-
möglichkeiten in der Wirtschafts- und
vor allem in der Geldpolitik verfügen
und sich diese nicht nehmenlassen.

Patrick Ziltener
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Wolfgang Fritz Haug: Philosophie-
ren mit Brecht und Gramsci. Argu-
ment, Berlin/Hamburg, 1996 (168 S.,

DM 29.-)

Unter diesem Titel nähert sich Wo//-

gang Frt'fz ffitng, Herausgeber derZeit-
schrift Argument, der deutschen Aus-
gäbe von Gramscis Ge/ängnA/ie/few
und des ffijton.sc/t-jKWfisc/ten Wörter-
Zuic/is t/es Marxismus (HKWM), dem
Werk des deutschen Stückeschreibers
und des italienischen Philosophen und
Mitbegründers des PCI. Obwohl Zeit-
genossen, der Generation derjenigen
entstammend, die, im letzten Jahrzehnt
des 19. Jahrhunderts geboren, als junge
Männer den ersten Weltkrieg, die Ok-
toberrevolution, später die Kämpfe und

Niederlagen der Arbeiterbewegung,
den Aufstieg und die Machtübernahme
der Faschismen erfahren haben, begeg-
neten sie sich nie, weder persönlich
noch im Werk. Doch ihr theoretisches
Werk blieb nicht nur ihnen wechselsei-
tig unbekannt, es blieb es weitgehend
auch ihren Zeitgenossen.

Gramsci war zwar als Parteiführer be-

kannt, doch wurde er als Eingekerkerter
im faschistischen Italien vor allem als

politischer Märtyrer, nicht als Theoreti-
ker wahrgenommen. Seine Wirkung als

Philosoph beginnt am Ende einer lan-

gen Editionsgeschichte in einer völlig
neuen geschichtlichen Situation.

Bei Brecht scheint die Lage zunächst

hoffnungsvoller. Aber Haug zeigt, dass

der Isolation Gramscis im Kerker bis
zu seinem Tod 1937 durchaus die poli-
tische Isolierung Brechts im Exil ent-
sprach, die ihm die Rolle eines Lao Tse
aufdrängte, der sein theoretisches Den-
ken als literarischen Kassiber hinter-
liess: „ ein Einstein also, der als

Menuhin seine Triumphe feierte", wie
Haug ein Wort Hermann Kienners zi-
tiert (S. 103).

In gewissem Sinne entsprach die Si-
tuation Brechts derjenigen Gramscis,
und es ist daher keineswegs abwegig,
in Brechts Affie/fjjowrnaZ eine Paralle-
le zu den Gefängnisheften zu sehen.

Bis heute, und zwar im „Marxismus-
Leninismus" wie im „westlichen Mar-
xismus" eines Perry Anderson, wird
Brecht fast ausschliesslich als Stücke-
Schreiber rezipiert, hinter dem der
Theoretiker verschwindet. Diese Auf-
fassung wird in der Konzeption der

WerkaMjgaöen kanonisiert, wenn dort
das theoretische Werk, weil es nur als

Anhängsel des literarischen Werks auf-
gefasst ist, nach dem „Resteprinzip"
der Schriften zerstreut wird (S.13).
Haugs Buch ist nicht zuletzt der im
Artikel „ßrechf-L/me" des HKWM
(Bd. II, Sp. 343) angekündigte Ver-
such, Brecht „aus der Diaspora im Ge-
samtwerk" zu befreien.

Es geht in Haugs Buch um die Re-
konstruktion eines Diskurses, der ge-
schichtlich von aussen und von innen
blockiert war. Rekonstruktion heisst
hier nicht historistische Rekonstrukti-
on, sondern Frage nach der geschieht-
liehen Produktivität und Übersetzbar-
keit des Denkens von Brecht und
Gramsci. Unter diesen Prämissen ist
die Erforschung der theoretischen Pi a-
xis des Marxismus in der Vergangen-
heit zugleich die Erprobung seines
Denkens für die Zukunft. Darin liegt
nicht nur der produktive Ansatz von
Haugs Buch, sondern auch eine der
Stärken des ffijfon'jc/t-Kn'f/jc/ten
Wörfeffiwc/ij fifej Marx/Jim«, das in
seinen besten Artikeln diese Arbeit der
Rekonstruktion einer Denktradition
leistet, die in der Katastrophenge-
schichte des 20. Jahrhunderts unter-
drückt oder durch einen marxistischen
Offizialdiskurs blockiert war.

Haug führt seine Dialoge mit
Gramsci und Brecht, in die sich nicht
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unbedingt erwartete Stimmen wie die

von Ludwig Wittgenstein, Günther
Anders und Ernst Tugendhat mischen,
entlang einiger zentraler Themen: Phi-
losophie von unten, Objektivismuskri-
tikund Philosophie der Praxis, Erkennt-
nistheorie und Sprachkritik, Moralphi-
losophie, Ethik, Politik und Hegemo-
nietheorie. Zwei seien kurz vorgestellt.

PMosopAie vow «wfew. Fruchtbar er-
weist sich „PMosopfoeren mit BrecAf
«nrf Gramsci" von Anfang an deshalb,
weil deren Ausgangspunkt sehr ahn-

lieh ist. „Ohne voneinander zu wissen,
bilden beide etwa gleichzeitig einen

Philosophiebegriff 'von unten'" (S.
16). Gramsci geht bei der Bestimmung
der Philosophie von der Umgangsspra-
che der einfachen Leute aus (Haug, S.

17, GH 11, §12, S. 1379); ebenso
Brecht, wenn er danach fragt, was das

Volk meint, wenn es einem eine philo-
sophische Haltung zuschreibt (Haug,
S. 16;GW 15,S.253)oderwennersich
für Elemente spontaner Philosophie,
etwa in der Befragung und Verwen-
dung volkstümlicher Sprichworte, in-
teressiert. Beide bleiben dabei nicht
stehen. Gramsci siedelt die Philoso-
phie selbst in der alltäglichen Praxis an

mit seinem berühmt gewordenen Satz,
dass „alle Menschen Philosophen
(sind), indem sie Elemente spontaner
Philosophie teils aus der Sprache selbst
übernehmen, teils in ihrem Alltagsver-
stand ausbilden" (GH 11, § 12, S. 1375).
Die Aussage nimmt, Haug weist darauf
hin, diskurstheoretische Erkenntnis

vorweg. Diese wird ergänzt durch sub-

jekttheoretische, wenn bei Gramsci
„heteronome Hörigkeiten und Zugehö-
rigkeiten" das bizarr Zusammengesetz-
te Individuum hinterrücks kollektivie-
ren (S. 19).

Auch Brecht begreift das Individu-
um als dezentriert, „als Dividuum"

(ebd.; vgl. auch GBA 26, S. 682). „In
'Mann ist Mann' hat Brecht die These

von der Substanzlosigkeit des Indivi-
duums ausprobiert" (S. 20); doch wird
er später keineswegs Adornos These

von der Auflösung des Individuums
vertreten, sondern in seinen nicht ver-
öffentlichten Notizen „nach Begriffen
für das 'neue Gebilde' des nachmeta-

physischen menschlichen Selbstver-
ständnisses" (S. 21) tasten.

Die Bestimmungen, nach denen
Brecht sucht, finden sich auf verblüf-
fende Weise in Ernst Blochs 7w7wwger

ürnZeifwng in üüe PAîVosopAie formu-
liert. Blochs „Ich bin. Aber ich habe
mich nicht. Darum werden wir erst."
könnte ein Aphorismus für die
Gramscische Anordnung des bizarr zu-
sammengesetzten Individuums sein,
das sich aus der Inkohärenz herausar-
beitet, indem es in geschichtlicher Pra-
xis mit andern „die eigene Weltauffas-

sung bewusst und kritisch" (GH 11,

§12, S. 1375, Haug, S. 21) ausarbeitet.
Unter dieser Kohärenzpraxis als Pro-
zess der Selbsterkenntnis, die er in al-
len Individuen am Werk sieht, versteht
Gramsci die eigentliche philosophische
Haltung, bei der es darum gehe, „an der

Hervorbringung der Weltgeschichte
aktiv teilzunehmen" (S. 22). Als Kohä-
renzpraxis bei Brecht liesse sich der
Erkenntnisprozess bezeichnen, den sei-

ne Stücke in Gang setzen.
Die Kohärenzpraxis fasst Gramsci

nicht nur individuell, sondern als ein

Vergesellschaftungshandeln: „Dass
eine Masse von Menschen dahin ge-
bracht wird, die reale Gegenwart kohä-
rent und auf einheitliche Weise zu den-
ken, ist eine 'philosophische' Tatsa-
che, die viel wichtiger und 'origineller'
ist, als wenn ein philosophisches 'Ge-
nie' eine neue Wahrheit entdeckt, die
Erbhof kleiner Intellektuellengruppen
bleibt." (GH 11, §12, Anm. IV) Die
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Ausstrahlung dieser Kohärenzpraxis
„zielt auf Hegemonie, d.h. politisch-
ethischen führenden Einfluss als Ge-

staltungskonsens." (S. 29) In der Dis-
kussion um das Verhältnis von Moral,
Politik und Vergesellschaftung wird
deutlich, wie Brecht an Gramscis He-

gemonietheorie anschliesst.

Prato'schc -PMcvopWe, Poh'ft'fc, Ver-
gese/fsc/io/tMng. Brecht hat den Ruf
des Immoralisten. Doch seine Kritik an
der Moralphilosophie richtet sich nicht
gegen Moral, „sondern gegen die Rieht-
linienillusion von Moral" (S. 121). In
der Notiz Geringe £r/olge des Knng
A«f.ye unterscheidet Brecht zwischen
moralischen Urteilen und moralischen
Haltungen (vgl. GBA21, S. 369,Haug,
S. 122). Im Begriff der Haltung ist
Ethik als elementare Dimension von
Politik gefasst. Nebenbei zeigt Haug,
dass es Brecht auch literaturästhetisch
darum geht, „Haltungen in Sätze" zu
bringen und „durch die Sätze die Hai-
tungen durchscheinen" zu lassen (GW
12, S. 458, Haug, S. 122). Diese Ver-
bindung von Ethik und Politik zeigt
sich in Brechts Kritik der Bündnispoli-
tik als taktisches Täuschen, Neutrali-
sieren und in der Forderung nach „Her-
Vorkehrung der ethischen Seite der Be-
wegung" (GBA 21, S. 577, Haug, S.

122).
Fast zur selben Zeit kritisiert

Gramsci im Gefängnis den „Jesuitis-
mus der Revolution" (Marx) eines Ni-
colai Bucharin, der in der Moral nur
das Mittel zum Zweck sieht, und nimmt
dagegen Benedetto Croces Formel von
der „politisch-ethischen Geschichte"
auf. Die bei Croce als idealistische
Abgrenzung zur politisch-ökonomi-
sehen Geschichte verstandene Formel
verbindet Gramsci mit seiner Hegemo-
nietheorie. Im Unterschied zu Croce
fasst Gramsci die Durchsetzung eines

politisch-ethischen Systems nicht rein
ideell, sondern als politischen Kampf
gegensätzlicher Kräfte in der Geschieh-
te. Den Moment seiner Herausbildung
benennt Gramsci mit dem aristoteli-
sehen Begriff der „Katharsis". Sie be-
deutet „den Übergang von der ökono-
misch-korporatistischen Phase einer
gesellschaftlichen Klasse oder Gruppe
zur Phase des Ringens um Hegemonie"
und ist „ein Bildungselement ge-
schichtlicher Handlungsfähigkeit" (S.
126).

"Der Gramscischen Katharsis ent-
spricht bei Brecht die Kritik" (ebd.).
Mit dem Wechsel vom Katharsisbe-

griff zum Begriff der Kritik, der bei
Brecht auch einen ethischen Status hat,
ist „ein Wechsel vom Passiv zum Ak-
tiv" verbunden, „der die gesamte Anla-
ge verändert." Moral spielt bei Brecht
wiederum eine Rolle als Haltung und
als konkrete Frage der Praxis, als „Ge-
rechtigkeit für wen?", als eingreifen-
des Denken, das kritisiert und sich kri-
tisierenlässt(S. 141,145); bei Gramsci
als Frage der subjektiven Handlungs-
fähigkeit des Individuums und als Fra-

ge politischer Handlungsfähigkeit.
Hegemonie verwirklicht sich erst durch
die Herstellung politischer, kollektiver
Handlungsfähigkeit (S. 143). Indivi-
duelles und Kollektives verweisen auf-
einander und sind zusammengeschlos-
sen in der Kohärenzpraxis. Damit ist,
gegen kommunitaristische Begründun-
gen der Moral und mit Ernst Tugendhat
das Individuum in die moralische Pra-
xis eingebaut, aber nicht als „privati-
stisch sich verhaltendes Individuum",
sondern nach Brecht als kluges „Für
mich", das gegen ein dummes „Für
mich" steht, weil es mit dem „Für ande-
re" strukturell verschränkt ist und sich
daher von einem substanzlosen „Für
andere" abgrenzt (S. 141). Beide,
Brecht und Gramsci, verstehen die
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Ethik von der Politik, die Politik von
der Vergesellschaftung her." (S. 152)
Sie kommen daher nicht zu einer Mo-
ralphilosophie, sondern zu einer „Phi-
losophie der Moral vom Standpunkt
der Praxis" aus.

Gerade dieser letzte Aspekt zeigt,
wie Haug mit dem hypothetischen
Ferndialog zwischen Gramsci und
Brecht in die aktuelle Debatte um poli-
tische, kommunitaristische Moral ein-
greift. Haugs Studie regt aber auch dazu

an, Einsichten wie die von der Struk-
turidentität politisch-ethischer Kathar-
sis bei Gramsci und Kritik bei Brecht,
die in ihren Folgen, etwa für die Ästhe-
tikdiskussion, noch kaum ausgeschöpft

sind, weiterzudenken. Der Nutzen von
Haugs Buch ist ein doppelter: man lernt
nicht nur einen noch viel zu wenig
bekannten Gramsci kennen und mit
dem Fragmentarischen seines Werkes
über es hinaus in die Zukunft denken,
man begegnet auch einem bisher wenig
bekannten Brecht, dem Brecht als mar-
xistischem Philosophen. Dieser philo-
sophische Zugang Haugs eröffnet auch
neue Sichtweisen auf Brechts literari-
sches Werk. Dem Brecht-Jahr 1998
wäre zu wünschen, dass dieser philoso-
phische Diskurs über Brecht aufgenom-
men und weitergeführt wird.

Ruedi Graf
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